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Manfred Messerschmidt

Juden im preußisch-deutschen Heer

I. Emanzipation und Befreiungskriege


Der Beginn der Emanzipation der Juden in Preußen durch das „Edikt betreffend die bürgerlichen Ver​hältnisse der Juden in dem Preußischen Staat" vom 11. März 1812 fiel zeitlich eng zusammen mit der be​merkenswert hohen Beteiligung jüdischer Freiwilliger an den Feldzügen der Befreiungskriege seit 1813 und mit dem Wehrgesetz vom 3. September 1814, das un​terschiedslos alle männlichen „Eingeborenen" vom 20. Lebensjahr an zum Militärdienst verpflichtete. Die einschlägigen Vorschriften schienen keinen Zweifel an der Militärpflicht der Juden zu lassen. 


So hieß es in § 16 des Emanzipations-Edikts:



„Der Militair-Konscription oder Kantonspflichtigkeit und den damit in Verbindung stehenden beson​deren gesetzlichen Vorschriften sind die einländischen Juden gleichfalls unterworfen. Die Art und Weise der Anwendung dieser Verpflichtung auf sie wird durch die Verordnung wegen der Militair-Kon​scription näher bestimmt werden."


Für die vom Edikt zu Staatsbürgern erklärten Juden des preußischen Reststaatsgebietes — nach dem Frieden von Tilsit — schien damit der ersehnte Zu​stand rechtlicher, politischer und bürgerlicher Gleich​heit in greifbare Nähe gerückt worden zu sein. Freilich erlaubte das Edikt ihnen nur den Zugang zu akademi​schen Lehrämtern sowie zum Schuldienst und zu Ge​meindeämtern. Andere „öffentliche Bedienungen" und Staatsämter blieben ihnen verschlossen, damit auch die Stellen militärischer Vorgesetzter.


Während der Befreiungskriege wurden diese abstrak​ten Normierungen sehr bald auf die Probe gestellt, und seit dieser Zeit existierte für die Juden Preußens der Zusammenhang ihrer politisch-gesellschaftlichen Position mit der Frage ihrer Militärpflichtigkeit. Im preußischen Militärstaat gehörte beides in höherem Maße zusammen als anderswo.


In der patriotischen Stimmung der Befreiungskriege glaubten viele Juden, der Durchbruch sei endlich er​reicht. So wurden etwa die „Bekanntmachung in be​treff der zu errichtenden Jägerdetachements" vom 3. Februar 1813 und die wenige Tage später folgende „Verordnung über die Aufhebung der bisherigen Exemtion von der Kantonpflichtigkeit für die Dauer des Krieges" als neue Regelung, als Ausfüllung des § 16 des Emanzipations-Edikts angesehen. Zweifel mancher militärischer Dienststellen beseitigte die An​ordnung des Innenministers, daß jüdische Freiwillige zu berücksichtigen seien. Im Jahre 1814 standen auch schon regulär konskribierte Soldaten jüdischen Glau​bens in der Linienarmee. Die Meinung darüber war bei zivilen und militärischen Behörden allerdings geteilt. Immerhin sprachen sich einige Generale direkt für die Einstellung von Juden in die Linienarmee aus, und das Allgemeine Kriegsdepartement billigte diese Pra​xis.


Völlig zweifelsfreie Angaben über die Anzahl jüdi​scher Kriegsteilnehmer in den Jahren 1813/15 existie​ren nicht. So ist es erklärlich, daß die auf unvollstän​digen Unterlagen beruhende Statistik des {97} Kriegsministeriums aus dem Jahre 1843 zu anderen Ergebnissen gelangte als zeitgenössische und spätere jüdische Berechnungen1. Das Kriegsministerium nahm eine Gesamtzahl von 731 jüdischen Soldaten zwischen 1813 und 1815 an, eine Zahl, die es für „eher zu hoch als zu niedrig" hielt. Aufgrund wenig überzeugender Berechnungen wurde unterstellt, daß etwa ein Viertel hiervon auf Freiwillige entfiel, also ein Verhältnis Konskribierte bzw. Wehrpflichtige zu Freiwilligen von 560 : 171 anzunehmen sei.


Die Untersuchungen Philippsons führten im Jahre 1906 zu wesentlich anderen Zahlen. Er ermittelte auf​grund amtlicher Listen und nach Gemeindeunterla​gen allein 444 Freiwillige. Bezogen auf die 30.000 im damaligen Preußen (1813/14) lebenden Juden kam Philippson zu einem relativen Anteil von 1,43 %, wäh​rend das Militärwochenblatt 1843 die Feststellung für wichtig hielt, daß der relative Anteil jüdischer Solda​ten erheblich geringer gewesen sei als der der Ge​samtbevölkerung.


Diese neue „Judenzählung" im preußischen Heer sig​nalisierte die Problematik der gesellschaftlichen, rechtlichen und politischen Position der Juden in Preußen zwischen 1815 und 1848. 

Die Restaurations​ära mit ihrem Mißtrauen gegen revolutionäre Errun​genschaften schuf ein für die Juden insgesamt un​günstiges Klima. Von einer Weiterentwicklung der Emanzipation konnte keine Rede mehr sein. Erhalten blieben die vielfältigen Unterschiede zwischen den Rechten der Juden in den alten Provinzen, in den neu hinzugekommenen westlichen Gebieten und den Ju​den in Posen, die damals knapp die Hälfte der preußi​schen Juden stellten. Ihnen waren die Verbesserun​gen der Emanzipation überhaupt nicht zuteil gewor​den. Eine Statistik, die diese Gruppe einfach einbe​zog, mußte von vornherein schief werden.


Das innenpolitische Klima Preußens unter der Heili​gen Allianz, des „christlichen" Staates, konnte, auf älteren Vorbehalten fußend, ein ganzes Arsenal anti​jüdischer Argumente lebendig machen, das sich spä​ter mit noch weitergehenden antisemitischen, rassi​stischen Denkweisen verband. Schon 1816 mußten al​le jüdischen Beamten ihre Stellung aufgeben: Diese Maßnahme betraf vor allem die in den westlichen Pro​vinzen seit Jahren angestellten Juden. Jetzt wurde die Frage gestellt, ob Juden überhaupt öffentliche Funk​tionen ausüben, ob sie Hoheitsakte anordnen konn​ten.


Der König hatte in den beiden Verordnungen vom 3. und 9. Februar 1813 allen Freiwilligen eine vorzügli​che Berücksichtigung bei der späteren Zivilanstel​lung versprochen. Wie stellte sich die Armee zu den wachsenden Widerständen? Selbst Staatskanzler v. Hardenberg vermochte gegen den Widerstand im Staatsministerium nicht mehr anzukommen. Die Mini​ster waren sich einig, daß die königlichen Zusagen auf jüdische Freiwillige nicht angewendet werden sollten2. Der Finanzminister sah allein im jüdischen Bekenntnis einen Grund, jeden jüdischen Bewerber trotz Qualifikation auszuschließen. Ausnahmen hielt er nur bei Inhabern des Eisernen Kreuzes für ange​bracht, wegen „der höheren Sittlichkeit" dieser Solda​ten. Aber der Justizminister, der später eine rigorose Ablehnung aller jüdischer Bewerber zu seiner Politik {98} machte, stellte die Frage, ob Tapferkeitsbeweise bei Juden die „Vermutung weniger Moralität" ausschlie​ßen könnten3. Zugunsten der jüdischen Invaliden ver​suchte Hardenberg angesichts dieser Lage gar nicht erst, eine Zivilanstellung zu fordern. Aber auch mit dem Vorschlag einer finanziellen Zulage konnte er nicht durchdringen.


Kriegsminister v. Boyen, der zunächst wegen der ge​setzlichen Grundlagen für die Gleichbehandlung der jüdischen Soldaten eingetreten war, räumte ebenfalls das Feld. Im Jahre 1818 lehnte er sogar die Invaliden​zulage ab. Ein Beschluß des Staatsministeriums vom 19. August 1818 legte fest, Juden in Zukunft unter kei​nen Umständen zu Staatsämtern zuzulassen, Trägern des Eisernen Kreuzes keinen unbedingten Anspruch auf Unterstützung zu gewähren und an Juden keine Zivilversorgungsscheine auszugeben oder Wartegel​der zu gewähren. Dies alles entsprach auch der Auf​fassung des Königs.

2. Reaktion im christlichen Staat

Im Jahre 1818 war damit ein unrühmlicher Schluß​strich unter die Teilnahme jüdischer Freiwilliger und Ausgehobener an den Befreiungskriegen gezogen. Der Aufbruch des jüdischen Patriotismus in und für Preußen verhallte ohne sonderliches Echo in Staat und Gesellschaft des christlichen Staates. Preußens Juden waren sich aber der Bedeutung ihrer aktiven Teilnahme am Kampf gegen Napoleon für ihre An​sprüche auf rechtliche Gleichstellung bewußt. David Fraenkel, Herausgeber der wohl führenden jüdischen Zeitschrift „Sulamith", meinte — wohl schon 1816 —, daß Preußens Juden ein ganz neues Verhältnis zum Preußischen Staat gefunden hätten. Aber dieses Ver​hältnis blieb subjektiv — einseitig. Im Jahre 1817 schränkte man die Wehrpflicht der Juden auf die „Staatsbürger" ein. Längst nicht alle Einwohner — so hieß es bekanntlich im Wehrgesetz — waren aber Staatsbürger: Es gab 1816 in Preußen 21 verschiede​ne Judenverfassungen4.


Ein besonderes Problem stellten die in den Befrei​ungskriegen zu Offizieren beförderten Juden dar. Frie​drich Wilhelm III. war nicht bereit, in der Armee eine Ausnahme von den allgemeinen Grundsätzen zu ma​chen. Das Offizierkorps suchte ohnehin seine ehema​lige Homogenität und Exklusivität wiederherzustel​len. Diese Tendenz richtete sich gegen alle in den Befreiungskriegen ernannten, nicht voll anerkannten Offiziere5, besonders aber gegen jüdische. Sie wur​den zwar nicht wie die Beamten einfach entlassen, aber so behandelt, daß sie praktisch gezwungen wa​ren zu gehen. Mit Ausnahme eines Offiziers, der zwar trotz hoher Patronage immer noch Schwierigkeiten genug durchzustehen hatte (Meno Burg), wurden sie nicht weiter befördert. Bei der Landwehr berief man jüdische Offiziere nicht länger zu Übungen ein. Christ​lichen Soldaten sollten jüdische Vorgesetzte nicht zu​gemutet werden. Der König lehnte Beförderungen ab, und der Chef des Militärkabinetts erläuterte, daß Ju​den nur als gemeine Soldaten eintreten dürften, „auf Beförderung in höhere Militärchargen aber keinen An​spruch machen" könnten6. Eine Kabinettsorder vom 18. Juni 1822 untersagte die Beförderung jüdischer {99} Soldaten überhaupt. Daher konnten Juden im allge​meinen nicht einmal zu Gefreiten befördert werden. Dieser Befehl scheint nicht überall bekannt geworden zu sein, denn einzelne Beförderungen sind nachweis​bar.


Trotz dieser im ganzen für die Emanzipationsbestre​bungen der Juden enttäuschenden Situation hielten sie das Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht für eine Ausgangsbasis zur allmählichen Erweiterung ihrer Rechte. Manche Prognosen ihrer Gegner in Regie​rung, Armee und Verwaltung konnten sie widerlegen, so die Behauptung, die mosaische Religion werde sich als Hindernis bei der Ausübung des militäri​schen Dienstes erweisen. Militärische Behörden fan​den in ihren Berichten darüber keinen Anlaß zur Kla​ge. Auch die gute Führung der Juden, ihre schnelle Auffassungsgabe wurden hervorgehoben. In einer Denkschrift des Innenministeriums aus dem Jahre 18457 hieß es:



„Man darf als erfahrungsgemäßes Resultat anneh​men, daß die Juden des preußischen Heeres von den Soldaten der christlichen Bevölkerung im allge​meinen nicht erkennbar unterschieden sind, daß sie im Krieg gleich den übrigen Preußen sich be​währt, im Frieden den übrigen Truppen nicht nach​gestanden haben, weshalb es in dieser Beziehung an jeder durch die Erfahrung gebotenen Veranlas​sung fehlt, in der bestehenden Einrichtung etwas zu ändern, — daß ferner insbesondere die jüdi​schen Religionsverhältnisse nirgends als ein Hin​dernis beim Kriegsdienste hervorgetreten sind."


Bemängelt wurde dagegen vielfach die militärische Tauglichkeit jüdischer Soldaten, die sicherlich ihre Ursachen in der Berufssoziologie der Juden insge​samt hatte. Ihr Anteil an der Landwirtschaft beispiels​weise war minimal. Jüdische Rekruten sind daher von der Kavallerie wenig geschätzt worden.


Überhaupt ist eine große Zurückhaltung der Rekrutie​rungsbehörden gegenüber Juden im 19. Jahrhundert erkennbar, obwohl verschiedene Behörden, Minister, Oberpräsidenten u.a. den Militärdienst als besonders vorzügliches Mittel betrachteten, die Juden Preußens zu assimilieren oder gar zur Konversion zu bewegen, wie der Oberpräsident der Provinz Westfalen, v. Vincke, meinte. Tatsächlich sind in den Jahren zwi​schen 1815 und 1827 nur knap 1.100 jüdische Rekru​ten durch die stehende Armee gegangen.


Auch bei Berücksichtigung der Überalterung des jüdi​schen Bevölkerungsteils8, der 1840 etwa 200.000 Men​schen umfaßte, ergab der Befund der 1827 durchge​führten ersten Judenzählung im Heere noch eine beträchtliche Unterrepräsentation. Die Ersatzkommis​sionen hatten jüdische Rekruten kontinuierlich zu „großzügig" behandelt. Eine Zirkularverfügung des In​nenministers vom 23. Juni 18279 kam zu der Feststel​lung, daß nur etwa zehn Prozent der zu erwartenden Zahl jüdischer Soldaten im stehenden Heer dienten. In der Landwehr stünden zwar fünfmal so viele wie in der Linienarmee, dennoch erscheine auch dieses Ver​hältnis „noch immer befremdend". Spätere Verfügun​gen verlangten ebenfalls eine Gleichbehandlung, ge​stützt auf das Wehrgesetz von 1814. Der Kronprinz meinte allerdings 1833 im Blick auf die Juden im Großherzogtum Posen, man könne nicht von ihnen {100} fordern, was man von einem Christen fordern dürfe. Ihr freiwilliger Dienst sei allerdings wünschenswert „für sie, nicht für uns"10.


Nach dem Erlaß von 1827 stiegen die Einberufungs​zahlen. Langsam wuchs die Zahl der jüdischen Solda​ten in den 30er und 40er Jahren. Horst Fischer ist dar​in zuzustimmen, daß dieser Erfolg aufgrund admini​strativer Maßnahmen viele Bedenken und Vorbehalte gegen die Militärtauglichkeit jüdischer Soldaten wi​derlegte. Obwohl die Armee nicht vergrößert wurde, stieg zwischen 1827 und 1844 der Anteil der Juden im stehenden Heer gegenüber der Zeit zwischen 1815 und 1827 auf das Doppelte. Zu bedenken bleibt, daß der König gegen den Rat der Posener Behörden wei​terhin ablehnte, die Posener Juden in die Wehrpflicht einzubeziehen. Erst Ende 1845 ist dieser Schritt er​folgt.


Dieser Ausdehnung der allgemeinen Wehrpflicht auf die Juden in allen Landesteilen der Monarchie durch Verordnung vom 31. Dezember 184511 waren harte Meinungsverschiedenheiten in der preußischen Re​gierung vorausgegangen. Der König zielte nach einer kurzen Phase judenfreundlicher Einstellung mit einer Kabinettsorder vom Dezember 184112 auf die Rück​nahme aller auf eine wirkliche Emanzipation gerichte​ten Schritte seit 1812. Ihm schien jetzt wegen der reli​giösen Verschiedenheit eine Rechtsgleichheit von Ju​den und Christen schon staatstheoretisch unmöglich zu sein. Nach seinem romantisch-christlichen Staats​verständnis gehörten Religion und politische Verfas​sung zusammen. Daher meinte er, die Juden sollten künftig in einer gesonderten Korporation {101} zusammengefaßt werden, also eine Nation neben der Nation dar​stellen. Ihnen hätte das preußische Staatsbürger​recht nicht länger zugestanden, die allgemeine Wehr​pflicht wäre für sie aufgehoben worden.


Gegen diese Pläne setzte eine massive jüdische Ge​genwehr ein, gespeist aus tiefsitzenden Befürchtun​gen. Man war sich darüber klar, daß im preußischen Militärstaat der Weg zur Rechtsgleichheit über den Militärdienst führte. Einer der führenden politischen Sprecher der Juden, der Rabbiner und Redakteur Lud​wig Philippson, sah in der Befreiung vom Militär​dienst das Ende der Emanzipation. Eine die Juden ganz Preußens erfassende Protestbewegung kam in Gang. Gegen die drohende Aufhebung der Wehr​pflicht schlug eine jüdische Zeitung vor, von „der Ver​günstigung" keinen Gebrauch zu machen und alle Glaubensgenossen geschlossen zum freiwilligen Ein​tritt aufzufordern. Zahlreiche Petitionen appellierten an den König und den Kriegsminister, von den diskri​minierenden Plänen abzusehen. Es wurde sogar ein „Verein für den Kriegsdienst" vorgeschlagen.


Diesem imposanten Beweis der Bereitschaft zur vol​len Leistung der Bürgerpflichten konnte Friedrich Wil​helm IV. sich nicht verschließen. Im Staatsministe​rium plädierten vor allem Kriegsminister v. Boyen und Innenminister v. Rochow dafür, den Juden entgegen​zukommen. Die liberale Presse in Deutschland und Frankreich nahm Preußens Judenpolitik aufs Korn. Rochow sprach unmißverständlich aus, daß der König auf einem falschen Weg sei: Die anvisierten Maßnah​men würden zur „politischen Degradation" führen, überdies Bundesrecht verletzen und den Leistungen der Juden in den Befreiungskriegen nicht gerecht wer​den. Nichts trage, so meinte er, ,,so sehr zur Erzie​hung und sittlichen Veredelung der Juden" bei wie „ihre Heranziehung zum Dienste im stehenden Heere"13 — eine zwar typische, aber den Juden in der gegebenen Lage durchaus sympathische Argumenta​tion im Militärstaat.


Friedrich Wilhelm IV. sah sich schließlich gezwungen, den ganzen Komplex neu überdenken zu lassen, und genehmigte schließlich die erwähnte Verordnung vom 31. Dezember 1845. Nunmehr wurde die Beförderungsmöglichkeit für Juden bis zum Unteroffizier befürwor​tet und die Zivilversorgung auf bestimmten Beamten​posten: auf solchen, die keine obrigkeitliche Gewalt über Christen verliehen. Das hieß, daß zwar — nicht zuletzt auf Druck aus verschiedenen Provinzen, in de​nen die Landtage auf Gleichstellung der Juden ge​drängt hatten — Juden nunmehr einige Beamtenstel​len innehaben durften, aber nur auf dem Wege über ei​ne zwölfjährige Militärzeit, in welcher sie speziell auf eine Eignung für den Beamtendienst beobachtet wur​den14. Die Armee stellte die entscheidenden Atteste aus. Die Praxis verfuhr später wieder restriktiv, jüdi​sche Beamte erhielten nur ganz untergeordnete Wir​kungskreise. Sie dürften vor allem nicht „mit Publi​kum" in Kontakt kommen. Besonders abweisend ver​hielt sich die Justiz.


Auch während der Vorberatungen des Judengesetzes von 1847 hielt das Staatsministerium daran fest, daß Juden nur auf dem Weg über die Zivilversorgung Be​amte werden könnten und daß eine allgemeine Rechtsangleichung ihnen jedenfalls nicht den Zugang zum Offizierberuf öffnen dürfe. Im Vereinigten Landtag stießen viele restriktive Bestimmungen auf Kritik. Das „Gesetz über die Verhältnisse der Juden" vom 23. Juli 1847 näherte die Rechtsstellung der Ju​den an die allgemeinen Staatsbürgerrechte weiter an15. Nunmehr wurde — allerdings nur in dem seit 1845 gegebenen Rahmen — der Zugang zu öffentli​chen Ämtern auch ohne Zivilversorgungsschein frei​gegeben. Für die jüdischen Soldaten änderte sich da​mit so gut wie nichts. Der Offizierberuf blieb ihnen nach wie vor verschlossen.

3. Revolution und Reaktion

Grundsätzliche Fortschritte in der allgemeinen Rechtsstellung brachte den Juden dann die 48er Re​volution. Schon § 5 der Verordnung über einige Grund​lagen der künftigen preußischen Verfassung stellte fest: „Die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte ist fortan von dem religiösen Glaubensbekenntnis unab​hängig." Sowohl die Oktroyierte Verfassung (1848) wie die Revidierte Verfassung (1850) änderten an die​ser Rechtslage nichts. Diese rechtspolitischen Ent​scheidungen blieben in der Armee nicht ganz ohne Wirkung. Im Herbst 1848 erfolgten erstmals Offiziers​ernennungen von Militärärzten, und der Kriegsmini​ster versprach die Anwendung dieser Grundsätze „im ganzen Umfange des Militär-Departements".


Mit dem Sieg über die Revolution sind die verhei​ßungsvollen Ansätze für eine neue Entwicklung inner​halb der Armee mehr oder weniger zunichte gemacht worden. Der Verbesserung im bürgerlichen Leben — {102} es waren beispielsweise die Zulassungsbeschränkun​gen für das Universitätsstudium aufgehoben worden — entsprachen die Prozeduren des Militärs nach 1848 nicht. Friedrich Wilhelm IV. lehnte bezeichnenderwei​se im Dezember 1850 eine Beförderung des einzigen seit den Befreiungskriegen in der Armee stehenden Offiziers zum Hauptmann mit folgender Begründung ab: „Ich kann ... den ... Premierleutnant Burg nicht zum Hauptmann von der Armee ernennen und ver​spreche mir von seiner geistigen Ausbildung, er wer​de noch zur Erkenntnis der Wahrheit und des Heils des christlichen Glaubens gelangen. Seinen nützli​chen Diensten lasse ich gerne Gerechtigkeit wider​fahren und für die Bearbeitung seiner Lehrbücher mö​gen Eure Königliche Hoheit ihm die beiliegenden 50 Taler in Gold als Gratifikation zustellen lassen“16. 

Ähnlich dachte der junge Bismarck, der im Vereinig​ten Landtag erklärt hatte, er würde sich tief niederge​drückt fühlen, wenn er sich gegenüber als Repräsen​tanten des Königs einen Juden dächte, dem er gehor​chen sollte. Den Juden gönne er alle Rechte, nur nicht das, in einem christlichen Staat ein obrigkeitliches Amt zu bekleiden17. 

In der zweiten Reaktionsperiode 1849 — 1858 wurden in Preußen allgemein die Verfas​sungsbestimmungen durch Einzelgesetzgebungen und Verwaltungspraxis unterlaufen. So blieben den Juden die Justiz und die Schullaufbahn praktisch verschlossen18. Ja, es wurde sogar der parlamentarische Versuch gemacht, die einschlägige Verfas​sungsbestimmung zu Fall zu bringen. Im Abgeordne​tenhaus war bereits von „Judenhaß" die Rede. Mit der „Neuen Ära" kam eine neue liberale Phase in Gang, aber in der Armee änderte sich kaum etwas, nicht ein​mal nach dem Gesetz des Norddeutschen Bundes über die Gleichberechtigung der Konfessionen von 1869, dem bekanntlich in den Süddeutschen Staaten die Aufhebung der bürgerlichen Beschränkungen der Juden vorausgegangen war.

4. Bismarckzeit und Wilhelminische Ära

Zehn Jahre nach dem Norddeutschen Gesetz ging im Reich die Zusammenarbeit Bismarcks mit den Libera​len zu Ende. Wachsender Antisemitismus bestimmte das politische Klima. 

Erstmals fand der politische An​tisemitismus sich unter dem Hofprediger Stöcker or​ganisatorisch zusammen. Eine „Antisemitenpetition", die u.a. auch die Entfernung der Juden aus dem Heere forderte, erhielt etwa 250.000 Unterschriften. In die​sem Klima, zu dessen Veränderung die Reichsregie​rung nichts leistete, mußte sich eine restriktive An​wendung des Gesetzes von 1869 entwickeln. Unter der Kanzlerschaft Bismarcks blieben Juden vom Aus​wärtigen Dienst, von der allgemeinen Staatsverwal​tung, der preußischen Staatsanwaltschaft und natürlich vom Offizierkorps ausgeschlossen19. Die Ten​denz setzte sich unter Wilhelm II. fort. Die stärkste Partei im preußischen Abgeordnetenhaus, die Kon​servative Partei, formulierte im Dezember 1892 in ih​rem sog. „Tivoliprogramm" die Forderung nach einer christlichen Obrigkeit und christlichen Lehrern und verlangte die „Bekämpfung des vielfach sich vordrängenden und zersetzenden jüdischen Einflusses auf das Volksleben".

{103}
Auf die Armee hat dieses Klima mindestens insoweit durchgeschlagen, als es nach wie vor unmöglich blieb, Juden in das Offizierkorps aufzunehmen. Rechtsansprüche existierten hier ohnehin nicht. Die​se Fragen unterlagen allein der Kommandogewalt des Kaisers. Eine zufriedenstellende Untersuchung der Praxis der Rekrutierungsbehörden liegt nicht vor. Selbst für die deutschen Einigungskriege existiert kein zuverlässiges Zahlenmaterial20. Auch das vom „Verein zur Abwehr des Antisemitismus" herausgege​bene Werk21 verzeichnet als Teilnehmer am Krieg 1866 lediglich 1.025, meist preußische, jüdische Soldaten, eine offensichtlich viel zu geringe Gesamtzahl. Für den deutsch-französischen Krieg kommt das Werk aufgrund sehr lückenhafter Erhebungen auf nur 4.700 Teilnehmer. Diese Erhebungen erfolgten 1894 durch eine Fragebogenaktion. Im wachsenden Antise​mitismus der Wilhelminischen Ära sahen die deut​schen Juden sich veranlaßt, auf diese Weise ihren Pa​triotismus unter Beweis zu stellen. Die Erhebung brachte weiter folgende Zahlen: 483 Verwundete oder Gefallene, 373 Auszeichnungen mit dem Eisernen Kreuz oder vergleichbaren anderen bundesstaatli​chen Dekorationen. Fazit der Untersuchung war die Feststellung, daß die Juden relativ einen ebenso ho​hen Anteil Soldaten gestellt hatten wie die übrige Be​völkerung.


Was schon nach den Befreiungskriegen in den Beur​teilungen mancher Kommandeure deutlich geworden war, zeigte sich auch in den Einigungskriegen. Der deutsche Patriotismus der Juden war nicht weniger echt als der ihrer Umgebung. Jüdische Soldaten be​währten sich wie ihre Kameraden. Im deutsch-franzö​sischen Krieg dienten nicht nur zahlreiche jüdische Sanitätsoffiziere, es wurden auch über hundert Juden zu Reserveoffizieren befördert, die meisten in der zah​lenmäßig größten preußischen, 22 in der bayerischen Armee und einige in den sächsischen, badischen, hessischen und anderen Kontingenten. Der eine oder andere gelangte in die aktive Armee, einer brachte es bis zum Oberstleutnant. War das der Durchbruch?


Die Frage muß verneint werden. Schon in den 80er Jahren setzte eine vehemente Gegenbewegung ein, die im Zusammenhang mit dem wachsenden Antise​mitismus im Verlauf der „großen Depression" gese​hen werden muß. In der Armee spielte nach wie vor das Glaubensbekenntnis die entscheidende Rolle. Im Jahre 1907 gehörten nach der amtlichen Berufsstati​stik des Reiches nur 16 Juden zu den insgesamt 33.067 Offizieren und Beamten im Offiziersrang, und diese standen wahrscheinlich alle in der bayerischen Armee. Von den nach 1880 in der preußischen Armee dienenden ca. 25.000—30.000 Einjährig-Freiwilligen wurde keiner zum Reserveoffizier befördert, während von etwa 1.200—1.500 konvertierten Einjährigen etwa 300 Reserveoffizier wurden22.


Allgemein läßt sich sagen, daß die Erfahrungen der Kriegszeit gerade bis zum Ende der liberalen Phase nach der Reichsgründung wirken konnten. In den 70er Jahren wurden noch einige Juden zu Offizieren er​nannt. Außerhalb Bayerns geschah dies zuletzt im Jahre 1885. In der wilhelminischen Gesellschaft ist der Reserveoffizier zur Symbolfigur geworden. Wem dieses Benefiz zuteil wurde, dem konnten andere {104} Staatsämter kaum vorenthalten werden, der war ge​sellschaftsfähig. Es war darum begreiflich, warum die Juden um dieses Privileg kämpften, während sie den aussichtslosen Versuch, in das aktive Offizierkorps aufgenommen zu werden, resigniert aufgaben. Wal​ther Rathenaus zeitweiliger Jugendwunsch, Offizier zu werden, war sicherlich „ungewöhnlich“, jedenfalls alles andere als typisch für junge Männer seiner Her​kunft. Er erklärte sich aus einer ganz persönlichen Problemlage23. Aber auch ihm konnte nicht gelingen, wenigstens Reserveoffizier zu werden. Die Armee stoppte ihn als Unteroffizier bei den Kürassieren.


Daß die deutschen Juden in ihren Kampf um Gleich​berechtigung sich stärker auf den Linksliberalismus als auf den Nationalliberalismus zu verlassen began​nen, wurde auch in der Armee zur Kenntnis genom​men. Zu den »staatserhaltenden" Kräften wurden sie nicht gezählt, und so lud sich der Antisemitismus wei​ter auf. Die Praxis der Armee ihnen gegenüber ent​sprach genau dieser Entwicklung. Kriegsminister v. Heeringen mußte dies im Reichstag zugeben. Wil​helm II. gab im März 1890 eine Order über die Offizier​ergänzung heraus, die diesen Geist erkennen ließ. Da​nach kamen als Reservoir für das Offizierkorps nur solche „bürgerlichen Häuser" in Betracht, in denen neben Liebe zu König und Vaterland „christliche Ge​sittung gepflegt und anerzogen" würde24. Juden blie​ben damit eindeutig ausgeschlossen. Seit den 80er Jahren fand dieses Prinzip auch beim Reserveoffizier​nachwuchs Anwendung. Die bis 1880 ernannten Re​serveoffiziere behielten zwar ihre Eigenschaft, aber ihr Anteil ging bis 1914 ständig zurück. Diese Praxis widersprach eindeutig Gesetz und Verfassung — aber der Zugang von Juden zum öffentlichen Dienst war längst nicht nur eine religiöse und psychologische, sondern eine politische Frage geworden.


Im komplizierten Reserveoffizier-Berufungsverfahren gab es genügend Möglichkeiten, jüdische Bewerber zu eliminieren, ohne den eigentlichen Grund nennen zu müssen und ohne offiziell vom Grundsatz der „Gleichberechtigung" abzuweichen. Dabei haben manche Offiziere jüdischen Aspiranten gutes Verhal​ten und die Eigenschaften zum militärischen Führer bescheinigt, aber irgendwo in den Attesten und Noten blieb der Bewerber dann doch hängen. Wiederholte parlamentarische Unterstützung hat den Optimismus der Juden wieder beflügelt, sie aber wohl an der Er​kenntnis gehindert, daß sie in dieser Gesellschaft das Unmögliche erstrebten. Aus der Perspektive rechtsstaatlicher Maxime ließ sich ihr Problem nicht lösen, war ihr Patriotismus nicht als Selbstverständlichkeit akzeptabel zu machen. Stellungnahmen wie die der Generalversammlung des „Vereins zur Abwehr des Antisemitismus" vom 16. April 1904 hatten daher nicht die geringste Chance, etwas zu bewegen25:



„Die Stellung der Juden im deutschen Heere ent​spricht in keiner Weise dem verfassungsmäßigen Grundsatz konfessioneller Gleichberechtigung. Zumal in Preußen ist heute das Aufrücken unserer jü​dischen Mitbürger in Offiziersstellungen tatsäch​lich ausgeschlossen. Da die Juden an den Heereslasten wie an allen anderen Staatslasten zum vol​len beteiligt werden, so erscheint ihre aus fachli​chen Gründen schlechterdings nicht zu rechtfertigende {105} Zurücksetzung im Heere als eine staatsbür​gerliche Ehrenkränkung, die eines Rechtsstaates unwürdig ist."


Genausowenig bewegten aber auch Erlasse des Kriegsministers, die verfügten, daß es unstatthaft sei, Einjährig-Freiwillige nur wegen ihrer Religionszuge​hörigkeit von der Prüfung und Beförderung zum Re​serveoffizier auszuschließen, wie etwa ein Erlaß vom 10. Juni 1908. Kriegsminister v. Einem, der im Reichs​tag hierzu erklärte, in letzter Zeit sei auf die Gleichberechtigung hingewirkt worden, konnte jedenfalls die Praxis nicht ändern, und Kriegsminister v. Heeringen schien nicht dazu bereit zu sein. Er erklärte rundher​aus im April 1910, kein Jude sei aus religiösen oder rassischen Gründen zurückgewiesen worden26. 

Tat​sächlich zeigten sich aber schon als Folge der antise​mitischen Propaganda des Alldeutschen Verbandes in der Presse, in den nationalen Parteien und in der Gesellschaft überhaupt, auch in der Armee, rassische Vorbehalte gegen Juden27. Graf Westarp hat die Vorbehalte der Konservativen Partei später so beschrie​ben: „Unsere grundsätzliche Gegnerschaft gegen jü​dische Offiziere beruhte indessen nicht so sehr auf re​ligiösen als auf völkischen Gründen. Angehörige der jüdischen ,Rasse' sollten und könnten den deutschen Soldaten nicht kommandieren28." Selbst Reichskanz​ler v. Bülow verwendete sich umsonst für einen jüdi​schen Bewerber. Ein Beobachter stellte fest, die mili​tärischen Chauvinisten sähen rot, wenn ihnen ein jü​discher Reserveoffizier zugemutet würde29. 

In der bayerischen Armee standen 1909 46 jüdische Reserve- und 42 Landwehr-Offiziere, was auf eine nicht ganz so  rigorose Praxis wie in Preußen schließen läßt, wo namhafte Generale sich deutlich gegen jüdische Offi​ziere aussprachen, wie etwa Colmar Freiherr von der Goltz, der noch in seinen Memoiren im Jahre 1929 et​was davon anklingen läßt. Immerhin stellte die Zeit​schrift der deutschen Bürger jüdischen Glaubens „Im deutschen Reich" im Mai 1909 fest, daß Bayern mehr und mehr in die preußischen Fußstapfen trete — eine Aussage, die der bayerische Kriegsminister als voll zutreffend bezeichnet hat30.

Wenn auch bloße Zahlen nicht allzuviel über Geist und Stimmung der Zeit auszusagen vermögen, so gibt ein Vergleich mit anderen Armeen vielleicht weitere Anhaltspunkte: Während um 1910 in der preußischen Armee kein jüdischer Offizier stand, zählte Österreich-Ungarn 2.179 jüdische Offiziere, darunter einen Feld​marschall; Italien zählte 500 und Frankreich, trotz Dreyfus-Affaire, immerhin 72031. Das Bild rundet sich ab mit der Erwähnung der Schwierigkeiten, die jüdi​schen Soldaten bei der Ausübung ihrer Religion ge​macht wurden. Darüber sind zahlreiche Klagen jüdi​scher Autoritäten bekannt geworden.

5. Im Ersten Weitkrieg

All dies hat bei Kriegsausbruch 1914 eine große Welle jüdischen Patriotismus nicht verhindern können. Ähn​lich wie 1813/14 sahen die deutschen Juden die Chan​ce, durch bewiesene militärische Pflichterfüllung ihre Lage in der Gesellschaft und im Staate zu verbessern. Nach einem Jahrhundert nur halbgelungener Emanzi​pation standen ihre Chancen im Klima des {106} Wilhelminischen Deutschland nicht gut. Gerade seit Kriegs​ausbruch kulminierte die Protestbewegung gegen den Liberalismus, die den modernen Antisemitismus im wesentlichen forciert hatte, zur Artikulation eines besonderen „deutschen Geistes", dem es aufgege​ben sei, gegen die westlichen Demokratien und ihren Geist anzutreten32. Der vom Kaiser proklamierte „Burgfriede" schien dennoch eine Voraussetzung für die Herstellung politisch-sozialer Gemeinsamkeiten. So konnten die deutschen Juden am patriotischen Aufbruch teilnehmen. Zahlreiche Dokumente zeugen von ihrer Bereitschaft, dem Vaterland beizustehen, aber auch von ihrer Hoffnung, endlich voll anerkannt und akzeptiert zu werden. Selbst die jüdischen Selbst​verteidigungsorganisationen, wie der Verein zur Ab​wehr des Antisemitismus und der Centralverein deut​scher Staatsbürger jüdischen Glaubens, ließen sich von der Euphorie mitziehen und glaubten an den Be​ginn einer Wende. Walther Rathenau gab der Hoff​nung Ausdruck, der Krieg werde „das überlebte Alte, Unerträgliche beseitigen" und ein „echter Friede in​nerer Wahrhaftigkeit erreicht" werden33. 

Dieser Opti​mismus erscheint angesichts der vielen Beweise tief​sitzender Judenfeindschaft in der Vergangenheit sehr kurzschlüssig, aber es war doch ein vorsichtiger Opti​mismus, der vielleicht auch darauf setzte, daß mögli​cherweise der „konventionelle" Antisemitismus der Führungsschichten eher zu beeinflussen sei als der fanatische Judenhaß in den mittleren Schichten, die vom Zeitgeist des extremen Nationalismus der impe​rialistischen Ära erfaßt waren34.


Den patriotischen Erklärungen der jüdischen Verbände entsprach die Haltung der jüdischen Bevölkerung. Sie ließ sich mitreißen vom „Geist von 1914". Viele eil​ten freiwillig zur Armee. Jetzt wurden wieder jüdische Reserveoffiziere benötigt. Führende jüdische Wirt​schaftsexperten gelangten in wichtige Positionen der Kriegswirtschaft.


Aber der Burgfriede währte nicht lange, auch nicht für die Juden im Heere. Schon am 28. August 1914 forder​te der 1912 organisierte „Reichshammerbund", einer der aggressivsten antisemitischen Verbände, seine Mitglieder und die anderer sympathisierender Verbän​de auf, „Kriegsermittlungen" über Juden durchzufüh​ren35. Darüber ergingen nähere Anweisungen, unter anderem sollte über die Beteiligung von Juden an Feldzügen und über ihre Verlustziffern Buch geführt werden. Nach den Erfahrungen mit früheren „Juden​statistiken" hielt es der Verband der Deutschen Ju​den (VdDJ) schon in einem Aufruf vom 14. August 1914 für angezeigt, seine Leser aufzurufen, die Na​men jüdischer Soldaten mitzuteilen. 

Im Februar 1915 wurde in Berlin ein „Büro für Statistik der Juden" eingerichtet, das es sich zur Aufgabe machte, „alles auf die Betätigung der Juden im Kriege bezüglich Mate​rial" statistisch zu erfassen, und im Herbst 1916 grün​dete der VdDJ einen Ausschuß für Kriegsstatistik, dessen Arbeit von den Stellvertretenden Generalkom​mandos nicht selten erschwert wurde36. 

Es ist dieser jüdischen Selbsthilfe zu verdanken, daß für die Zeit des Ersten Weltkrieges ein wesentlich deutlicheres Bild vom Anteil und den Leistungen jüdischer Solda​ten vorliegt als für die Zeit der Einigungskriege.

{107}
Ehe noch die scharfe Kritik der antisemitischen Ver​bände an den jüdischen Soldaten ansetzte, begann ei​ne systematische Verdächtigungskampagne gegen jüdische Persönlichkeiten in der Wirtschaft. Die „jüdi​sche Gefahr" wurde an die Wand gemalt mit dunklen Bildern von den heranströmenden Ostjuden: Nur das Militär sei in der Lage, entschlossene Vorkehrungen gegen eine Überflutung zu treffen, Maßnahmen, die historisch gerechtfertigt seien, weil „nämlich das Ju​dentum zu allen Zeiten ein Schädling unter den Völ​kern gewesen sei“37. Radikale rechte und völkische Organisationen kündigten zuerst den Burgfrieden auf.


Im Offizierkorps, vor allem bei Reserveoffizieren und Beamten der Militärverwaltung, bereitete sich der An​tisemitismus zusehends aus. Wieder lebte die Kritik an angeblich mangelnden militärischen Eigenschaf​ten der jüdischen Soldaten auf. Verschiedene Offizier​kasinos gefielen sich in antisemitischer Agitation. Zwischen Offizieren und radikalen antisemitischen Organisationen wurden Verbindungen hergestellt. Propagandamaterial fand seine Abnehmer. Bald wur​de vom Militärkabinett in der Frage der Offiziersernennung wieder ein restriktiver Kurs gesteuert, jüdi​sche Soldaten wurden mehr und mehr beleidigt und als Drückeberger diffamiert38.


Die wenn auch auf unvollständigen Unterlagen beru​hende Aufstellung des Auschusses für Kriegsstati​stik führt demgegenüber folgende Zahlen auf:
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Die alles in allem zulässige Hochrechnung kam auf ca. 96.000 jüdische Kriegsteilnehmer, die auf rd. 550.000 Juden insgesamt bezogen worden sind. Dabei ergab sich ein Prozentsatz von mehr als 17%, der nach den angestellten Berechnungen etwa dem der nichtjüdischen Bevölkerung entsprach oder jedenfalls nur knapp darunter lag, was nicht zuletzt durch eine verschiedene Alterspyramide bedingt war39. Et​wa 12% der jüdischen Soldaten sind Kriegsfreiwillige gewesen, und etwas über 77% standen an der Front — was von antisemitischer Seite besonders heftig be​stritten worden ist. Gefallen, verstorben oder vermißt waren knapp 12%. 29.874 jüdische Soldaten sind dekoriert, 19.545 befördert worden. 2.022 erhielten den Offizierrang und 1.159 gehörten zu den Sanitätsoffi​zieren und Militärbeamten im Offizierrang. Hinzu ka​men viele getaufte Juden.


Angesichts dieser Bilanz gewinnt die aufsehenerre​gende, die deutschen Juden innerhalb und außerhalb von Armee und Marine zutiefst verletzende Entschei​dung des preußischen Kriegsministers, Adolf Wild v. Hohenborn, vom 11. Oktober 1916 ihre gravierende Be​deutung. Hohenborn ordnete mit seinem Erlaß für den 1. November eine Nachweisung der beim Heer stehen​den Wehrpflichtigen sowie der vom Waffendienst {108} zurückgestellten oder für dienstuntauglich befundenen Juden an. Ausdrücklich nahm er Bezug auf die beim Kriegsministerium in großer Zahl eingegangenen, meist antisemitisch inspirierten Klagen über jüdische Drückebergerei. Hohenborn suchte sich zwar mit der Formel zu salvieren, dies geschehe, um der Kritik „ge​gebenenfalls entgegentreten zu können"40, aber es ist klar, daß das Kriegsministerium dem Druck der ex​tremen Antisemiten und den antisemitischen Tenden​zen zahlreicher Kommandobehörden nachgegeben hatte. 

In der Sicht der Juden bewies diese Haltung die Vergeblichkeit ihres Patriotismus und ihres Einsat​zes. Die Armee hatte damit selbst den Burgfrieden aufgekündigt. Ähnliche Erfahrungen mußten im Haus​haltsausschuß gemacht werden, wo vom Zentrum (Erzberger), Konservativen (Graf Westarp) und von dem dem Bund der Landwirte angehörigen Abgeord​neten Roesicke eine unter anderem auch nach Kon​fessionen aufgefächerte Übersicht über das Personal der Kriegsgesellschaften gefordert und zum Beschluß erhoben wurde41. Erzberger stellte seinen Antrag ge​rade eine Woche nach dem Erlaß des Kriegsministers, dessen Rechtfertigungsversuche nicht zu überzeugen vermögen. Man war sich im Kriegsministerium be​wußt, welche Folgen mit der Statistik für die Juden verbunden sein würden. Egmont Zechlin weist im Blick auf die Judenstatistik noch auf einen weiteren Zusammenhang hin: Die neue Oberste Heeresleitung (OHL), vor allem Ludendorff, steuerte auf eine totale Mobilisierung der Wirtschaft hin mit dem Ziel des zwangsweisen Einsatzes aller Arbeitsfähigen, wäh​rend die Schwachen und Untauglichen besonders zusammengefaßt und „Gesundheitskuren" unterworfen werden sollten. Reklamationen Felddienstfähiger sollten dadurch abgestellt werden. 

Initiator solcher Pläne war Oberstleutnant Max Bauer42, der Vertrau​ensmann der Alldeutschen in der OHL, ein einge​schworener Antisemit, für den Sozialdemokratie und „jüdischer Liberalismus" Mächte der Finsternis dar​stellten. 

In einer Denkschrift vom März 1917 schrieb er: „Wir stehen an der Schwelle zu einer neuen Welt​epoche, und große Aufgaben sind zu erfüllen. Glückt ihre Lösung, so gehört die Welt den Germanen, glückt sie nicht, so sind wir dem Untergang geweiht43." 

Viel​leicht gehört die Judenstatistik auch in diesen Zu​sammenhang, vielleicht wollte Hohenborn der neuen OHL seine Zuverlässigkeit beweisen. Zechlins Hin​weis sollte jedenfalls bei einer Gesamtbewertung der Judenstatistik beachten werden und wohl auch seine Annahme, daß das Kriegsministerium dem statisti​schen Material des Ausschusses für Kriegsstatistik gegenüber gerüstet sein wollte für die Zeit nach dem Kriege.


Der Zählungserlaß des Kriegsministers hat unermeß​lichen Schaden angerichtet. Mißtrauen, Hoffnungslo​sigkeit und das Gefühl, von nun an gezeichnet zu sein, breitete sich unter den jüdischen Soldaten aus. Der „Traum der Gemeinsamkeit" verflog jählings44, und andererseits verstärkte er in der Truppe die antisemi​tische Stimmung. 

Für patriotisch gesinnte jüdische Soldaten begann eine Leidenszeit. Ein jüdischer Ju​stizrat übersandte dem Kriegsminister v. Stein die To​desanzeige seines als Hauptmann und Inhaber des EK I gefallenen Bruders und teilte mit, der Gefallene {109} habe „bis in den Todeskampf hinein unter den diffa​mierenden Umständen der formularmäßigen Nach​prüfung nach seinem Glauben" gelitten und mit vater​ländischer Sorge in die Zukunft geblickt45. 

Der Druck auf das Kriegsministerium wuchs. Sozialdemokratie und Freiheitspartei kritisierten den Erlaß im Reichs​tag als Bruch des Burgfriedens und als militärisch verfehlt. Schließlich sah sich der Kriegsminister ver​anlaßt, gegenüber dem Verband der deutschen Juden zu erklären, daß „das Verhalten der jüdischen Solda​ten und Mitbürger während des Krieges keine Veran​lassung zu der Anordnung meiner Herrn Vorgänger gegeben hat und damit nicht in Beziehung gebracht werden kann"46. Die Wirkung dieser Erklärung im Ver​band war so außerordentlich, daß ein Huldigungstele​gramm an Wilhelm II. beschlossen wurde, ohne Deutschlands Ruhm und Größe könne ein echter deutscher Jude überhaupt nicht existieren und at​men. (??!!- unsere Zeichen, ldn-knigi)


Diese Adresse kennzeichnet das von Hoffnung und Enttäuschung, von Anziehung und Abstoßung irritier​te Verhältnis der deutschen Juden zu Staat und umge​bender Gesellschaft. Selbst mitten im Kriege ließ sich nicht einmal durch gemeinsame Waffenbrüderschaft ein selbstverständliches Nebeneinander gewinnen. Die Armee kümmerte sich nicht um die wohlgemein​ten Ausführungen des Kriegsministers. Sie begann wiederum nur bei Juden mit diskriminierenden Nach​musterungen47. Ablehnung von Beförderungen jüdi​scher Reserveoffiziere mußte immer wieder beklagt werden.


In der Krise des Jahres 1917, die im Juli in den Rück​ tritt des Reichskanzlers Bethmann Hollweg mündete, spitzten sich die innenpolitischen Gegensätze im Zei​chen der immer problematischer werdenden Lage Deutschlands zu. Die deutschen Juden erblickten im wohlverstandenen Eigeninteresse wie viele Deutsche einen Ausweg in der bald einzuleitenden Demokrati​sierung des Reiches und im Eintreten für einen Ver​ständigungsfrieden. Nach der Friedensresolution der Mehrheitsparteien vom 19. Juli 1917 setzte jene wü​tende Polemik und Strategie der Verdächtigungen der nationalen Extremisten ein, die sowohl die Dolchstoß​legende vorprogrammierte als auch die später von den Nationalsozialisten immer wieder vorgebrachte Schuldzuweisung an Demokraten, Liberale, Soziali​sten, Kommunisten und Juden vorwegnahm.

Damit waren die Kräfte gekennzeichnet, die Deutschland an​geblich in den Untergang führten, die „Verzichtspoliti​ker", oder, wie der Stellvertretende Vorsitzende des Alldeutschen Verbandes, der General der Kavallerie z.D. Konstantin Freiherr v. Gebsattel, meinte: die „ent​arteten Undeutschen" unter „alljüdischer" Leitung48. 

Mit der Anfang September 1917 gegründeten Deut​schen Vaterlandspartei suchten die Gegner der Frie​densresolution, der Wahlrechtsreform und der sinn​vollen Berücksichtigung der demokratischen Parteien im Willensbildungsprozeß eine Massenbasis für ihre Ziele zu gewinnen. Eine unerhörte Kampagne der Volksverhetzung setzte ein gegen die Reichsleitung, die demokratischen Kräfte, gegen den „Reichstag der Judenwahlen" und einen „Judenfrieden".


Nunmehr wurde gezielt eine neue Strategie des Anti​semitismus entwickelt und erprobt, die auf politische {110} und soziale Ängste in den Führungsschichten und im Mittelstand setzte. Diese Strategie formulierte die Vi​sion von der jüdischen „Vorherrschaft“ in Politik und Wirtschaft, die die Gefahr der „Zurückdrängung der nordisch-deutschen Art“ mit sich bringe. Eine bornier​te Furcht vor dem Verlust eigener, selbstverständlich gewordener Privilegien stilisierte sich hoch zur War​nung vor dem drohenden Abgrund, vor einer „Verge​waltigung aller deutschen, nationalen Notwendigkei​ten der näheren und weiteren Zukunft“49. 

Sozialdarwi​nistische Überzeugungen verdrängten das politische Augenmaß. Im letzten Kriegsjahr entwickelte sich vor diesem Szenario der Antisemitismus im Bündnis des Besitz- und Bildungsbürgertums mit den radikalen kleinbürgerlichen Schichten vor allem aus Handwer​ker- und Angestelltenmilieu zur Massenerscheinung. 

Vereinzelt wurde schon Pogromstimmung geschürt. Nach der Bildung der parlamentarischen Regierung des Prinzen Max von Baden verschärften sich die in​nenpolitischen Frontstellungen zusehends. In der Sehweise der Radikalen handelt es sich um den Be​ginn des Kampfes zweier Weltanschauungen.


Der Alldeutsche Verband erblickte in Demokratie und Parlamentarismus Resultate des jüdischen Gifts der Zersetzung. Nichts lag näher, als dem durch den Aus​gang des Krieges enttäuschten Volk die Version zuzu​muten, die Juden trügen vor allem die Schuld am Un​glück. Heinrich Claß, Vorsitzender des Alldeutschen Verbandes, rief schon Ende Oktober 1918 dazu auf, „die Lage zu Fanfaren gegen das Judentum und die Juden als Blitzableiter für alles Unrecht zu benützen"50. Eine ähnliche Methode verfolgte die  OHL, als sie auf die Bildung einer parlamentarischen Regierung hinarbeitete, die mit der Hinterlassen​schaft des verlorenen Krieges belastet werden sollte, damit die Armee und die alten konservativen Macht​träger einst frei von Vorwürfen das Ruder wieder in die Hand nehmen könnten.

6. Reichswehr

Gerade weil die deutschen Juden von einem neuen demokratischen Deutschland nach all den gemach​ten Erfahrungen allein eine Wende ihres Schicksals erwarteten, beteiligten sich viele an der politischen Arbeit in Revolution und Umbruch und zogen sich da​mit um so stärker den Haß der alten Gegner zu. 

Dieser Haß blieb keine bloße Verbandsangelegenheit. Er erfaßte die sich auflösende Armee, drang in die Frei​korps und von dort in die Reichswehr und in jene Wehrverbände, mit denen die Reichswehr im Grenz​schutz eng zusammenarbeitete, den Stahlhelm und später die SA. Das Reichswehr-Gruppenkommando 4 sah sich am 16. Oktober 1919 veranlaßt, eine Umfrage über antisemitische Propaganda in den Kasernen an​stellen zu lassen, und im Januar 1920 befahl General Reinhardt, der Chef der Heeresleitung, aus gegebe​nem Anlaß, die Reichswehr habe sich „auch in der Ju​denfrage strengstens jeder Betätigung von Dienst we​gen zu enthalten"51. Dieser Hinweis scheint häufig notwendig gewesen zu sein, wie weitere Befehle belegen52.

Reichswehrminister Noske mißbilligte das Verhalten eines mit der Ausübung der vollziehenden Gewalt beauftragten Militärbefehlshabers, der die {111} Genehmigung zur Verbreitung eines hetzerischen antise​mitischen Flugblatts des Deutsch-völkischen Schutz- und Trutzbundes erteilt hatte. Wie häufig in Befehlen hoher Reichswehroffiziere unterließ auch Noske nicht den Hinweis, die „Stellung zur Judenfrage" sei Privat​sache jedes einzelnen — eine laue Formel, mit der ei​ne Bekämpfung der kritisierten Einstellung schwer​lich zu erreichen war53. Das antirevolutionäre Poten​tial stellte in den Augen des politisch rechts stehen​den Bürgertums eine Garantie sowohl der wirtschaft​lich-sozialen Verhältnisse wie die Hoffnung auf eine politische Wende dar. 

Die Bündelung der antisemiti​schen Gruppierungen im Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbund, der 1920 schon über 100.000 und 1922 etwa 200.000 Mitglieder zählte, kann als Indikator des politischen Klimas der Nachkriegszeit angesehen werden54. 

Er betrieb offene Mordhetze gegen Juden und Demokraten. Rathenaus Mörder kamen aus die​sem Umkreis, und die ehemaligen Soldaten, die die Morde an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht ver​übten, zählten ebenfalls dazu. Zwischen den durch brutale Propaganda und Aktionen hervortretenden Völkischen und der Reichswehr und ihren Vorläufern etablierte sich bald eine ideologische Zusammenar​beit. Der radikale Antisemitismus fand im Militär „die günstigsten Voraussetzungen"55. 

Für manchen Sol​daten mag die relativ hohe Beteiligung jüdischer Sol​daten in den Soldatenräten56 und in den eigentlichen revolutionären Gruppen, beim Spartakus, wie auch Kurt Eisners Rolle in Bayern sowie Ernst Tollers, Gu​stav Landauers, Eugen Levines und anderer Wirksam​keit in der Räterrepublik in Bayern Beweis für die Richtigkeit der antisemitischen Wühlarbeit gewesen sein. 

Die „jüdische Weltverschwörung", das neue Schreckbild der radikalen völkischen Propaganda, be​zog nicht zuletzt von diesen Erscheinungen der Nach​kriegszeit seine „Plausibilität". Insgesamt aber konn​te fortgesetzt werden, was schon im Kriege begonnen worden war. General v. Wrisberg, im Kriege Direktor des Allgemeinen Kriegsdepartements und mitverant​wortlich für die Judenstatistik des preußischen Kriegsministeriums, beschuldigte Deserteure, Diebe, Drückeberger, Plünderer und Juden als Verleumder des Offizierkorps. Der Umfang der antisemitischen Agitation in den Truppenteilen muß aufgrund der zahl​reichen Berichte darüber als bedeutend angenommen werden. Die Brigade Ehrhardt marschierte während des Kapp-Putsches mit Hakenkreuzen und Stahlhelm in Berlin ein, Flugblätter des Schutz- und Trutzbundes wurden verteilt, jüdische Bürger belästigt, Erschei​nungen, die vielerorts festgestellt werden konnten.

Antisemitische Agitatoren hatten in der Reichswehr wenig zu befürchten. Noske verteidigte den General v. Wrisberg gegen Beschwerden des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens. Und als den Antisemiten amtliches Material über die Juden​statistik in die Hände gespielt wurde, aus dem ein hetzerisches Pamphlet gegen die jüdischen Kriegs​teilnehmer zusammengestellt wurde57, regte sich das Reichswehrministerium nicht. Auch in den Augen des späteren Chefs der Heeresleitung, v. Fritsch, gehör​ten Demokraten und Juden zu den Kräften, die „die Vernichtung  Deutschlands  wollen",  {112} „Schwarzrotgoldene Schweinehunde“58. Und auch Seeckt kriti​sierte schärfstens führende Juden in der Deutschen Demokratischen Partei59.


Bei einer derartigen Stimmung der Truppe wäre es der Republik an sich schon äußerst schwer gefallen, jüdi​schen Soldaten und Offizieren wieder Zugang zu den Streitkräften zu verschaffen. Und die Republik dulde​te die Distanz der Reichswehr zu ihren eigenen demokratisch-pluralistischen Grundlagen. Das Offizier​korps der Reichswehr ergänzte sich im wesentlichen nach den gleichen Prinzipien wie das der alten Armee. 

Die Auswahl der Bewerber lag in der Hand der Regi​mentskommandeure und der jeweiligen Offizierkorps. Dies sicherte eine ganz ähnliche soziale Homogenität wie vor dem Krieg. 

Etwa ein Drittel waren Söhne von Offizieren und Militärbeamten, ein weiteres Drittel Söhne anderer Beamten. Konservative Gruppen stell​ten den Nachwuchs für das 4.000 Offiziere zählende 100.000-Mann-Heer. „Republikaner" hat es nicht viele in der Armee gegeben. Und während schon die libera​le und demokratische Mittelklasse nur sehr zurück​haltend Zugang suchte, konnten sich Juden so gut wie keine Chance ausrechnen. 

Am Ende der Ära Seeckt repräsentierte die Reichswehr genau jene Zu​sammensetzung und jene politische Einstellung, die sie zum Instrument der militärischen Führung, weni​ger zur Streitkraft der Republik prädestinierte. Der Mannschaftsersatz kam ebenfalls nicht gerade aus republikanischen Kreisen60. Die Auswahl der Soldaten war Sache der Kompaniechefs. Sie arbeiteten häufig mit republikfeindlichen Vertrauensleuten au​ßerhalb der Reichswehr zusammen. Reichstagspräsident Loebe wies auf die Rolle von Stahlhelm und Werwolf beim Ersatzgeschäft hin — und der Stahlhelm, die Organisation der Frontsoldaten, duldete in seinen Reihen keine jüdischen Kriegsteilnehmer. Gegen sie hatte er mit dem »Arierparagraphen" vorgesorgt.


Im Ergebnis läßt sich feststellen, daß die Republik in ihren Streitkräften für Juden ebensowenig einen gesi​cherten Raum bereitstellte wie die alte Armee, die im​merhin nicht an den jüdischen Wehrpflichtigen vor​beigekommen war. 

Und als in der nationalsozialisti​schen Zeit die jüdischen Soldaten aus der Wehrmacht entlassen wurden, zeigte es sich, daß es nur wenige waren.

7. Wehrmacht

Nach der Machtübernahme durch Hitler wurde die dem Programm der NSDAP entsprechende Ausschal​tung der deutschen Juden aus Kultur, Wirtschaft und öffentlichem Leben bald Realität. Die NSDAP hatte al​len anderen völkischen Organisationen den Rang ab​gelaufen, sie teilweise aufgesogen und stellte seit 1933 das große Sammelbecken für den Antisemitis​mus aller Schattierungen dar, machte ihn darüber hin​aus zum Programm staatlicher Tätigkeit in allen Be​reichen.


Die Wehrmacht, obwohl nicht „gleichgeschaltet" in dem Sinne, daß etwa die Partei in ihr inneres Gefüge hineinzuregieren vermocht hätte, fügte sich nahtlos in den Einparteienstaat ein, mit sehr schnellen Konse​quenzen für die in ihren Reihen noch dienenden jüdi​schen Soldaten und Beamten.

{113}
Reichswehrminister v. Blomberg verlangte sogleich vom Offizierkorps „Verständnis für den neuen Staat". Die Reaktivierung ehemaliger Offiziere und bald auch die Einstellung junger aktiver Offiziere sollte nach sei​nen Vorstellungen unter dieser Prämisse stehen. Blomberg konnte daher dem „Stellvertreter des Füh​rers" mitteilen, von den im Jahre 1934 in das Heer ein​gestellten 518 Offizieren a.D. hätten vor ihrer Über​nahme angehört61:
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Die Maßnahmen gegen jüdische Wehrmachtbeamte, -angestellte, Arbeiter und Soldaten setzten nach Erlaß des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeam​tentums vom 7. April 1933 ein. 

§ 3 dieses Gesetzes sah vor, daß Beamte „nichtarischer" Abstammung in den Ruhestand zu versetzen seien. Gemäß der 1. Durchführungsverordnung vom 11. April 1933 genügte zur Feststellung der „nichtarischen" Abkunft, daß ein Eltern- oder Großelternteil „nicht arisch" war. Aus​nahmen galten u.a. für „Frontkämpfer". Im Reichswehrministerium ging man davon aus, daß der Front​kämpferbegriff „nicht zu weit gespannt" werden dürfte62. Zwei einschlägige Erlasse ergingen am 27. Mai 193363. 

Zahlreiche ehemalige jüdische Soldaten, die jetzt im öffentlichen Dienst standen, wandten sich hilfesuchend an die Wehrmacht. Aber ihre Führung re​agierte zurückhaltend. Immerhin hielt Blomberg eine Anregung des Generals der Infanterie a.D. Graf Montgelas vom 12. Juli 1933 für beachtenswert, die Ver​günstigungen auf die Veteranen von 1864, 1866 und 1870/71 auszudehnen — eine Auffassung, der die Ma​rineleitung nicht beitrat. Blomberg suchte Montgelas mit dem Hinweis zu beschwichtigen, die Reichswehr​führung sei sich bewußt, daß die Arierbestimmung „in der jetzigen Fassung" in zahlreichen Fällen Härten mit sich bringe. Es werde aber wohl später ein Aus​gleich möglich sein, „wo nicht mehr wie jetzt die grundsätzlichen Gedanken im Vordergrund stehen müssen". Tatsächlich hatte er aber auf einer Befehls​haberbesprechung bereits im Juni 1933 erklärt, die im Beamtenrecht eingeführten Bestimmungen könnten von der Wehrmacht nicht übergangen werden. Er be​absichtigte daher eine entsprechende Änderung der Heirats- und Aufnahmebestimmungen für Soldaten64. Dies geschah durch Ergänzung des Paragraphen 9 der Heeres- und Marine-Ergänzungsbestimmungen.

Damit war die Einstellung „nicht arischer" Bewerber verboten, die Praxis zum Gesetz erhoben. Und am 20. Juli 1933 bestimmte eine Ergänzung der Heirats​ordnung, daß künftig Bräute von Soldaten „arischer Abstammung" sein müßten65.


Das militarisierte Ambiente erwies sich als minde​stens so eilfertig wie die Wehrmacht selbst. So be​stimmte der Präsident des Deutschen Reichskrieger​bundes „Kyffhäuser", General der Artillerie a.D. v. Horn, in seiner „Führeranordnung" vom 1. Oktober 1933, „daß Nichtarier den Kriegervereinen nicht mehr angehören dürfen". Sie wurden auf den Bund jüdi​scher Frontsoldaten verwiesen. 

Albert Benary, ein {114} bekannter Militärschriftsteller, der noch als Oberstleut​nant in der Reichswehr gestanden hatte, wandte sich deswegen sogar an seinen alten Regimentskamera​den, den Obersten Parteirichterwalter Buch, und han​delte sich die Belehrung ein: Das deutsche Volk wolle „zur Pflege seines eigenen Blutes zurückkehren und hat darum Dämme gegen eine weitere Vermischung aufzurichten". Es würden aber „bei der ganzen Ein​stellung des heutigen Staates zum Frontkämpfer Här​ten soweit als möglich vermieden". Im Stahlhelm-Bund sah sich der zweite Vorsitzende, Duesterberg, von der Partei in eine ähnliche Lage gebracht wie Benary im Kyffhäuserbund. Er wandte sich hilfesuchend an Hindenburg, der ihn wissen ließ, es handele sich in der Arierfrage um eine grundsätzliche Angelegenheit der Politik, deren gesetzliche Regelung ausschließ​lich der Regierung überlassen sei66.


Mit Erlaß vom 28. Februar 1934 ordnete Reichswehr​minister v. Blomberg schließlich die sinngemäße An​wendung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Be​rufsbeamtentums auf Soldaten an67. Offiziere, Unter​offiziere und Soldaten, auf die § 3 des Gesetzes zu​traf, durften nicht länger in der Wehrmacht bleiben. Offiziere wurden gemäß § 26a des Wehrgesetzes entlassen, Unteroffizieren und Mannschaften wurde ge​mäß § 21 WG gekündigt. 

Schon die Vorgeschichte die​ses Erlasses, der die letzten Folgewirkungen des Emanzipationsediktes von 1812 in der Armee beseitig​te, bewies die vorschnelle Bereitschaft der Reichs​wehr, in der Rassefrage — längst nicht mehr in der „Konfessionsfrage" — politisch zu handeln. 

Damit schloß sie ein Kapitel deutsch-jüdischer Geschichte ab, das für die deutschen Juden seit 120 Jahren voller Hoffnungen und Enttäuschungen gesteckt hatte, aber immer im Zusammenhang mit ihrer allgemeinen Rechtsposition gesehen worden war. 

Zwar hatte es im Militär dafür stets geringe Aufgeschlossenheit ge​geben, meist nur Bekehrungsinteresse, Gleichgültig​keit oder feindliche Einstellung — jetzt aber war selbst dieses Spannungsverhältnis zerstört. Es wurde nur noch im Sinne des Nationalsozialismus funktio​niert. Der erste Entwurf des Erlasses kam vom Hee​respersonalamt. Es schlug, weil das Beamtengesetz für Soldaten keine direkte Handhabe bot, kurzerhand eine Entlassung wegen mangelnder Befähigung vor68. Die Abteilung Landesverteidigung des Wehrmacht​amtes pflichtete dieser Auffassung bei. Die Abteilung Inland schlug als Ergänzung vor: „Zum 15.3. melden die WKK die Anzahl der nach vorstehendem Erlaß vor​aussichtlich zur Entlassung kommenden Soldaten, getrennt nach Dienstgrad und Dienstzeit69." Im Ja​nuar 1934 war im Wehrmachtamt bereits eine Anfrage des „Reichsbundes der höheren Beamten" eingegan​gen, ob es zutreffe, daß „über 800 Offiziere der Reichswehr nichtarischer Abstammung seien und trotzdem im Heere belassen würden". Und in der Pres​se lebte die alte Diskussion um die Zahl der jüdischen Frontkämpfer wieder auf. Auf Anfrage des Preußi​schen Ministers des Innern teilte der Präsident des Reichsarchivs, v. Haeften, Zahlen aus der dubiosen Statistik des Kriegsministeriums aus dem Jahre 1916 mit. Haeften folgerte daraus eine Gesamtzahl jüdi​scher Gefallener von 7.000, die, wie er ausführte, „sehr hoch gerechnet" sei. 

Der Vorsitzende des {115} Reichsbundes Jüdischer Frontsoldaten, Löwenstein, verwies auf die wesentlich gründlicher recherchierten Zahlen (10.154) im Gedenkbuch des RJF „Die jüdi​schen Gefallenen" (1932) und machte darauf aufmerk​sam, daß es sich bei dieser Zahl nur um Angehörige der jüdischen Konfession handle. Diese Angaben konnten im Zentralnachweisamt Spandau zum größ​ten Teil verifiziert werden (10.060 Namen). Löwenstein bat Haeften um Nachprüfung dieser Zahlen, aber der Präsident des Reichsarchivs wich aus mit dem Hin​weis, die jüdischen Angaben seien nicht „amtlich". Eine Nachprüfung sei aus Arbeitskräftemangel nicht möglich. Die Berliner Börsenzeitung (19. Februar 1934) nahm das Thema in gehässiger Weise auf, die übrige Presse folgte. Auch das Militärwochenblatt griff in die Diskussion ein.


In dieser aufgeheizten Atmosphäre vollzog sich der Schritt der definitiven Trennung der Reichswehr von ihren jüdischen „Kameraden zweiter Klasse". Bis zum 31. Mai 1934 sollte die beendete Durchführung mit Zahlenangaben gemeldet sein. Dr. Löwenstein unter​nahm im März 1934 einen letzten verzweifelten Ver​such, die Entlassung abzuwenden. 

In seinem Schrei​ben an den Reichspräsidenten und Obersten Befehls​haber der Reichswehr70 beschwor er Hindenburg: „Kei​ne Gemeinschaft dürfe dauernd vom Recht und der Pflicht an der Heimat gelöst werden, also auch nicht von der Erziehung zur Wehrhaftigkeit und der Bereit​schaft, „alles für sie einzusetzen". 

Der Appell blieb er​folglos. Es gab auch keine Chance mehr, im NS-Staat über den Wehrdienst jüdische Interessen und Rechts​positionen abzusichern.


Löwenstein verkannte die Situation vollständig. Au​ßer den Frontkämpfern mußten alle jüdischen Solda​ten die Streitkräfte verlassen. In der ganzen Reichs​wehr begann die Überprüfung der „arischen" Abstam​mung. Die endgültigen Zahlen lagen im Juni in der Ab​teilung Inland des Wehrmachtamtes vor71:
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In Heer und Marine mußten die „Frontkämpfer" den urkundlichen Ariernachweis nicht führen, in der Luft​waffe dagegen alle Soldaten.


Noch vor den „Nürnberger Gesetzen", noch bevor die Wehrmacht gesetzlich verpflichtet gewesen wäre, an​tijüdische Maßnahmen durchzuführen, verstieß sie ih​re jüdischen Kameraden. Blomberg hatte in einem seiner Erziehungserlasse schon prinzipiell verkündet:


„Wer sich heute noch nicht den Gedanken der Volks​gemeinschaft innerlich ganz zu eigen gemacht hat, schaltet sich selbst aus. Die Wehrmacht hat keine Veranlassung, auf ihn Rücksicht zu nehmen." Der Na​tionalsozialismus beruhe auf der Idee der Blut- und Schicksalsgemeinschaft aller deutschen Menschen — und „dieses Gesetz" bilde auch die Grundlage der dienstlichen Arbeit der Wehrmacht72. Und General v. Fritsch, der neue Chef der Heeresleitung, wies in einem Erlaß vom 21. Dezember 1934 darauf hin, es müsse „eine Selbstverständlichkeit sein, daß der Offi​zier sich seine Frau nur in den arischen Schichten des Volkes" suche73.
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gefepes fonnen filx Nidtarier jugelaffen werden, die
nidt mehr al8 jwei voll nidiarifde, insbefondere
jabijde Grofelternteile haben,

§3

(1) Die Mufterung wird obne Nidfidt auf bdie
Raffengugehorigleit durdygefiihrt.

(2) Wird ein Nidtarier, auf den dic Voraus:
fekungen eg §2 ABJ. 2 jutrefien, fiir wwchriabig
bejunden, fo ift ihm died nitjuteilen und gleidy
seitig au erdfinen, baf er der Grfabreferve IT fiber-
mwiefen werben muiffe, wenn er nidt innerbalb einer
Frift von gwei Wodben nad dem Mufterungstage
einen AYutrag auj Heraagiebung jum artoen Wehr-
bienft dem ,Prifungdausfdug fir die Julafjung
gum aftiven Tebhrbienft” einveidie, oder wenn fein
Antrag vom PrifungBaus{duf abgelehnt ywerde.

Berlin, den 25. Juli 1935,

Der Reidy8minifter bes Jnnern
grid

Der NeidyafriegBminifter
von Blomberg

— Gedructt in der Reidsdrudterct, Verlin.
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{118}
Daß all diese Maßnahmen auch dem  taktischen Rezept entsprachen, in der Auseinandersetzung mit der SA die Stellung der Reichswehr abzusichern74, trifft zu; aber sie stellten andererseits das Ende eines lan​ge währenden Abstoßungsprozesses dar und waren, gesamtgesellschaftlich betrachtet, ein Fazit der Tat​sache, daß in Deutschland die Emanzipation nicht wirklich gelungen war. 

Nur wenige Offiziere, darunter Manstein, protestierten: singuläre Zeugnisse einer politischen Moral, die insgesamt nicht mehr anzutref​fen — ja, angesichts der Vorgänge während des Er​sten Weltkrieges, wohl schon lange nicht mehr intakt war.


Nach Einführung der allgemeinen Wehrpflicht im März 1935 wurde selbstverständlich „arische" Ab​stammung Voraussetzung für den aktiven Wehr​dienst. Der § 15 des Wehrgesetzes stellte insoweit ei​ne Gegenvorschrift zum Wehrgesetz Boyens von 1814 dar. Nur Personen arischer Abstammung durften Vor​gesetzte sein. Ausnahmen bei der Zulassung be​stimmte ein Prüfungsausschuß nach Richtlinien des Reichsinnenministers im Einvernehmen mit dem Reichskriegsminister. Die Eheschließung mit Perso​nen nichtarischer Abstammung war verboten. Zuwi​derhandlungen hatten den Verlust gehobener Dienst​grade zur Folge. In Anpassung an das Reichsbürger​gesetz vom 15. September 1935 erhielt § 15 des Wehr​gesetzes am 26. Juni 1936 folgende Fassung75:

„(1) Ein Jude kann nicht aktiven Wehrdienst leisten.

(2) Jüdische Mischlinge können nicht Vorgesetzte in der Wehrmacht werden.

(3) Die Dienstleistung von Juden im Kriege bleibt be​sonderer Regelung vorbehalten."


Die nach den Bestimmungen des Reichsbürgergeset​zes als „jüdische Mischlinge" 1. und 2. Grades Einge​stuften hatten den aktiven Wehrdienst und Übungen im Beurlaubtenstand abzuleisten. Vorgesetzte konn​ten sie nicht werden. Im Kriege ordnete dann das Ober​kommando der Wehrmacht (OKW) auf Befehl Hitlers mit Erlaß vom 8. April 1940 an, daß „Mischlinge ersten Grades" nicht mehr Soldaten sein dürften. Sie wurden der Ersatzreserve II bzw. der Landwehr II mit dem Zu​satz „n.z.v." überschrieben. Als Ausnahme bestimmte das OKW, daß „50% Mischlinge" weiter verwendet werden konnten, falls sie sich durch „hervorragende Tapferkeit und Beweise soldatischer Einsatzbereit​schaft im Kriege besonders bewährt und eine Auszeichnung des Dritten Reiches" erhalten hatten. 

An sie durften weiterhin Kriegsauszeichnungen verliehen werden. „Mischlinge 2. Grades" konnten zunächst in der Wehrmacht bleiben, ausnahmsweise sogar als Vorgesetzte. Hitler behielt sich darüber allerdings die Entscheidung persönlich vor. Er war der Meinung, ei​ne „Einvolkung" fremdrassigen Blutes sei ausge​schlossen. „Unser Volk" schade sich daher selbst, „wenn es Mischlinge zum Wehrdienst zulasse und ih​nen auf diese Weise die Möglichkeit für eine Gleich​stellung mit Deutschblütigen eröffne"76. Deshalb soll​ten Ausnahmen für „Mischlinge" auf ein „minimal​stes Minimum" beschränkt werden. 


Am 25. Septem​ber 1942 ordnete das OKW dann die Entlassung der „50% Mischlinge" an, und der Chef des Heeresperso​nalamtes verfügte auf Hitlerbefehl im Oktober 1944 — das war der Zeitpunkt, als das Oberkommando des Heeres (OKH) Kriegsauszeichnungen auch an jene {124} „Mischlinge" zu verleihen verbot, die sie bisher noch erhalten hatten — die Entlassung aus dem aktiven Dienst derjenigen für „deutschblütig" erklärten Offi​ziere, die „Mischlinge ersten Grades" waren oder mit solchen verheiratet waren. Jochen Klepper, der im Of​fizierkorps hochgeschätzte Autor über den Soldaten​könig, nationalkonservativ eingestellt, zog als diskri​minierter, weil in Mischehe lebender Soldat mit nach Rußland. Beeindruckt von der Kampfkraft des Heeres schrieb er an seine Frau: „Wir sind immer stolzer auf unser Heer, das für alle Kriegs- und Friedensaufgaben alle Fähigkeiten besitzt und dem Feind als der hu​manste Sieger begegnet77." Aber auch ihn ereilten die Konsequenzen der Rassepolitik. Ein Versuch, zur Pro​pagandatruppe kommandiert zu werden, scheiterte am Widerspruch von Goebbels. Im September 1941 wurde er aus dem Heer ausgestoßen.


Alle diese Soldaten mußten schon lange, spätestens im Rußlandkrieg, die Kooperation der Wehrmacht in der Rasseideologie miterleben, sowohl im politischen Unterricht als auch im Rußlandkrieg bei der Zusam​menarbeit mit der SS. 

Auch Klepper mußte sich dieser Einsicht wohl fügen. Die Indoktrinierung begann kurz nach der „Machtübernahme"78. Sie erreichte unter Brauchitsch einen Höhepunkt. Auch Fritsch hielt in einem Erlaß über politischen Unterricht vom Novem​ber 1935 ein Thema wie „Der Kampf um die deutsche Rasse" für wichtig. 

Im Jahre 1938 meinte er, der Kampf gegen das Judentum sei wohl die schwerste der bevorstehenden Auseinandersetzungen. In den OKW- „Schulungsheften für den Unterricht über natio​nalsozialistische Weltanschauung und nationalpoliti​sche Zielsetzung" war ebenfalls vom „Kampf gegen das Weltjudentum" die Rede. Frontbefehlshaber setz​ten im Sommer und Herbst 1941 dieses Denken in Be​fehle um. Brauchitsch empfahl Schulungspunkte wie „Saubere Rasse" und „Lebensraum". Der NS-Führungsstab des OKW suchte Haß gegen „den jüdisch-bolschewistischen Feind" der arischen Rasse zu erzeugen.


Der Abstoßung der jüdischen Soldaten folgte die Wendung gegen die Juden als Feinde Deutschlands. Nach Beginn des Rußlandkrieges schien die Figur des „jüdisch-bolschewistischen" Feindes der Beweis für die Richtigkeit dessen, was Antisemiten seit dem Ende des Ersten Weltkrieges immer wieder gepredigt hatten. In der „Wehrerziehung", vor allem jener der NSFO-Provenienz trat Hitlers Feindbild immer stärker auch als Feindbild der Wehrmacht in Erscheinung. 

Der Abstoßungs- und Vernichtungsprozeß endete mit ungeheuren Opfern der jüdischen Bevölkerung in Eu​ropa, aber er endete auch mit der Katastrophe des Deutschen Reiches und seiner Wehrmacht und mit der Entlarvung einer Ideologie, die sich jahrzehnte​lang aufgeladen hatte als Ergebnis der nichtgelunge​nen Assimilierung einer Menschengruppe, der allzu bedenkenlos die Verantwortung für selbstverschulde​te historische Fehlleistungen aufgebürdet worden ist.
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Reidysbiirgergefes.

Bom 15. September 1935.
Der Reididtag Bat einftimmig bas folgende Gefey be[dyloffen, bas Biermit vertiindet wird:

§1
(1) Staatsangehiriger ift, wer dem Scyupverband bes Deutfdyen Reides angehort und ihm Lafiic be
fonders verpflidyect ift.

(2) Die Staatdangehorigfeit wird nad) den Borfdniften be8 Reichs. und Stantsangehibvigleitdgeictes
exivorben.
§2
(1) Reidysbiivger ift nur bder Staatsangehdrige bdeutfdyen ober artvevwandten Viuted, der durdy fein
Bexhalten Herweift, daf er gewillt und geeignet ift, in Treue dem Dentjdyen BVolb und Reidy gu dienen.

~ (2) Das Reidsbivgerredyt wird durd) Berleihung be8 Reichshiivgerbriefed ermorben.
(3) Ter Reidydbiirger ift ber alleinige Trdger ber vellen politijden Redyte nedy Mafigabe bder Gefege.
§3

Der Reiddminifter tes Jmnern exlift im Cinvernehmen mit dem Stellvevtreter be8 Fiibrers die jur
Durdfihrung wnd Ergingung des Gefeged crforberlidhen Rechts. und BVeroaltungsvorfdriften.

Riienberg, ben 15. September 1935,
am Reidybpartcitag dex Freibeit.

Oer Fithrer und Neidysfanyler
Hdolf Hitler

Der ReidhBminifter bes Jnnern
Grid

@e)'es 3um Sduse des deutfihen Blutes und der deutyhen Ehre.
Bom 15. September 1935.

Ourddrungen von ber Crfenntnis, daf die Meinheit des bdentfdjen Blutes bie BVovaudfepung filr bden
Sottbeftand de8 Deutfdyen Bolfed ift, und Defeelt vou dem unbeugfamen Willen, die Dentjdye Nation fir
alle Quiunft gu fidern, hat ber Reidystag cinftimmig bas folgende Gefey befcylofen, das hiermit verfiindet
wirh:

§1

(1) @hefdficBungen poifdhen Juben und Staatsangehdrigen deutfdyen ober artvervanbten Blntes find ver bonn

Trogdem gefdylofiene Ehen find niditig, audy wenn fie gur Umgehung diefes Gefeyed im Ausland gefdlofen find.

(2) Die Nidytigteitstlage tann nur ber Staatdanmalt exfeben.

Die bertchtigten ,,Nturnberger Gesetze
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§2
Auferebelicher Bertehr gwifdien Juben uubd Staatdangehdrigen deutfdien ober artornvandien Blutes ift
verboten.
§38
Quben birfen weiblide Staatsangehdrige bdeut{den ober artvermandten Blutes unter 45 Jabren in
ihvem Sauglalt nidyt befdhiftigen.
§4
(1) Guben ift bag Hiffen ber Neichs und Mationalflagge und bdas Jeigen ber Reidysfarben verboten,
(2) Dagegen ift ibuen dag Jeigen ber jibdifdhen Favbem geftattet. Die Ausiibung biefer Vefugnid febt
unter flaatlidem Sduj.
§5
(1) MWer bem Berbot bes § 1 mwiberfanbelt, wird mit Sudythaus befiraft.
(2) Der Main, der bem BVevbot bed § 2 jinviderhandelt, wird mit Gefdngnis oder mit Judythans beftraft.
(3) Wer den Beftinunungen ber §§ 3 ober 4 guwiderhandelt, wird mit Gefaugnid 68 ju cinem Jahr
und mit @clbftrafe ober mit einer diefer Strafen beftraft.

§6
Der Reihdminifter 68 Junern exldft im Einvernchmen mit dem Stellvertreter bed Ftifrerd und dem
Reidgminifter ter Juftiy die jur Dwrdfihrung und Crgangung des Gefees exforderlihen Redytd- und
RerwaltungBoorfdyriften.
§7
©as Oefeh tritt am Tage nad) der Bexhindung, § 3 jedody exrft am 1. Jamuar 1936 in RKraft.

Riicnderg, den 15, Ecptember 1935,
am Reidydparteitag der Freiheit.

Der Fithrer und Reidydtanyler
Abolf Hitler

Der Reidydminiftec bed Jnnern
grid

Der Reidydminifter ber Juftiy
Dr. ®iixtner

Der Stellvertreter bed Fiahrevd
N Hef

ofre Geld)

Dag Neichsgeferblatt crfdyeint i yroet gefouderten Teilen — Teil T and Ted N —.
Fortlaufender Besug nur durd) die Poftanftalten. Dejugsvreid viertelinhriidy fir Tl 1= 1,75 B, fie Teud 1§ == 2,10 A
Einaelbe;uq nbcr Caudy jcber dlteren <‘?mmmr mur vom Reidhsverlagsame, Herlin R 40, Sdarnbotiifirafe Nr. 4
D 0265 — idrect + Werlin 96 2007, Egehinminery mcrbux um b(m um(nn! bmdmt
”ml firdenadbticitigey Boaen 15 fq,/ aud abgeiavfensen Tabradngan 10,4y,
Pt groferen Beftellungen 10 bie 60 o, £ !“'HSL(HNBIRUHS
sem ded Tmnertt. — Gcdrudt wr der Reidsoruteret, Bevlin.
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Tag Inhalt Seite
14.11.35 Grfte Bevovbmumg jum Reidy8birgergefet.. ..o, 1333
14.11.35  Eufte Berorbuung gur Ausdflibrung be8 Gefehed jun Shupe bes beutfden

Bluted und der deutfdyen Ehre

—

€rfle Berorbmang jum HeidBblrgergeie
Bom 14, Rovember 1935,

Nuf Grund bed § 3 ded8 Reid)Bbiivgergefeses vom
15, Ceptembder 1935 (Neididgefeybl. I S. 1146) wird
folgenbed verordnet:

§1

(1) Bid qum Erlaf rweiterer Borfdriften iiber den
Reichsbiivgerbricf gelten vorlinfig ald Reidhdbiirger
bie Staatéangebivigen beutichen ober artvermwandten
Bluted, bdiz beim Tnbrofttveten de8 Reid)8bitrgers
gefeles dag Meidystaghvahived)t befeffen Haben, ober
besten ber Reichminifter de8 Sumern im Cinvernehmen
mit dun Stellvevtveter ded Fiihrer8 bdad vorliufige
Reidyabiirgervedht verleiht.

(2) Der Reidhaminifter ded Jnnern Laum im Ein-
vernehuen mit den Stellvertreter ded Fiihrerd bas
vorldufige Reid)8bitrgerredyt emtziehest.

§2

(1) Die Borfdyiften &8 § 1 gelten audy fitr die
freatBangehorigen fiidbiidyen Mifdlinge.

(2) Jibifder Mifdiing iff, wer von einem oder
goti der Raffe nad)y volljidifden Grofelternteilen
abftammt, fofern er nidht nad) § 5 ABJ. 2 ald Jude
gilt. MR volljidi[d qilt cin Grofelternteil obue
toeitered, wenn er der jitdijdhen Neligiondgemeinfchaft
angehdrt Gat.

Retdsgefepdl. 1935 [
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§3

Mur ber Neidy8biirger tann alg Trdiger dev voflen
politifyen Redyte dad Stimmred)t in politijden An.
gelegenbeiten qusiben unb ein Hffentlides Hmt beo
Eeiben.  Dev Reidigmwifter be8 Tnnern ober die
von ifm exmidtigte Stelle tann fir die Lbergangs.
aeit Musnahmen fir die TJulaffung g bffentlichen
Amtern geftatten. Die Angelegenheiten der Religions.
gefelljdaften werben nidjt beriifut.

§4
(1) Cin Jude fann nidt NeidyRbitrger fein. Jhm
fteht ein Stimmredit in politifden Angelegeneiten
nidht gu; e Pann cin dffentliches Amt nidht betleiden,

(2) Jabifdpe Veamte treten mit  Ablauf bes
31, Degember 1935 in den Rubeftand.  Wenn diefe
Beamten im Welttrieg an der Front fitr das Deutjde
MNeidy ober fir feine Verbiinbeten gefampft aben,
exhalten fie Dig gur Grreihung der Mitersgreme als
Rulegehalt e votlen juleht begogenen rufegehalts.
fahigen Dienftbestine; fie fteigen jedody nidht in Dients
altersftufeir anf.  Nad) Crreidung ber ltersgromge
with ihr Rubegebalt nacy den leften rubegealts.
fafigen Dienftbeiigen neu berecymet.

(3) Die Augelegeuheiten der Religlousgefedfdaften
werben nidyt Devithet,

844
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(4) Das Dienftverhilinis dex Lehrer an dffentliden
jibifden Sdulen bleibt bi8 yur Meuregelung bes
jubifden Sculwefens unbentlut.

§5
(1) Subde ift, wer von mindejtend drei ber RNaffe nady
volljibifden ®rofeltern abftammt. § 2 Abf. 2 6{192
findet Anmwenduug.

(2) A8 Jude gtit cud} bn oon wei volljabifdyen
Grofeltern  abit tsangehdrige jiidifdye
Wifdyling,

a) ber beim Gulaf be8 Gefehed ber jhbifthen
Religionsgemeinfdhaft angehort hat ober banady
in fie aufgenomnien wird,

b) der beim Grlaf Des Gefehed mit einem SJuben
verfeivatet war oder fidy banady mit einem
foldhen vexGeivatet,

¢) ber aug einer €he mit ecinem Juben im
Ginne bes bfayes 1 ftanmt, die nad) dem
Gntrafttreten bed Gefekes qum Sdhupe bed
deut[chen Bhute8 und ber deutfdhen Ehre vom
15, September 1935 (Reidysgefepbl. I S. 1146)
gefdiiofien i,

d) ber au dem aufievebelidyen Bevtehr mit einem
Suben im Siune bed Ab{ages 1 fammt und
nady bem 31. Juli 1936 aufjerelelih geboren
wicd.

§6

(1) Soweit in Neidibgefegen vder in Anorbaungen
ber MNationalfogialiftifhen Deutfdien Arbeiterpartet
unb ihrer Glieberungen Anforberungen an die Nein.
feit De8 Bluted geftellt werben, die fiber § 5
pinausgehen, leiben fie unberihrt.

(2) ©onftige Anforderingen an bie Neinbeit bes
Blutes, die fber § 5 binausgeher, divfen nur mit
Suf g be8 Meichdminifters de8 Jumern nud ded
Ctelfuertreterd ded Jiihrerd geftellt werben. Sowelt
nforberungen biefer Art Geveitd Deftehen, fallen fie
am 1. Sanuar 1936 wey, mwenw fie nidt von bem
eidhSminifter ded8 Junern im Chivernchmen mit dem
Stellvertreter be8 Fiihrers gugelaffen werden. Dex
ntrag anf Quiaffung ift bei dem Reichdminifter bHed

§7
Dex Fiihrer und Reidystamyler” Lann Befreinngen
von ben Borfdriften der Audffrungsverordnungen
exteilen,

Berlin, den 14. November 1935,

Der Fitbrer und Reidysfansler
UAbolf Hitler

Der Reidydminifter bed Junern
Grid

et Stellvectreter dbed Fihrers
R Heh

i Srerii i Belbditaboreids

obne

Grite Berordbunng
aur Audfiifhrung ded Gcfeed jum Sdupe
bed dentjdhen Bluted und doer deutjdon Ehre.
Bom 14. Robember 1935,

AMuf Grund ded § 6 ded Gefehed jum Schuge bed
deutfchen Blute8 und ber beutfden Ehre vom
15, September 1935 (ReidiRgejenbl. T &. 1146)
with folgendes vevorbnet:

§1

(1) Staatdangehdrige find bdie beutfdien Staatds
engehbrigen im Sinne deg Reidhsbitrgergefepesd.

(2) Wer jiibijher Mijbling ift, beftimmt §2 AG{. 2
ter Crften Berordnung vom 14. Tovember 1935
aumn Reiddbiirgevgefeh (Reidh@qefedl. I S. 1333),

(8) Wer Jube ift, beftimmi §5 ber gleidhen
Beverbnung.

§2

Su ben nady §1 be8 Gefeped vberbotenen Elhee
{dliefungen gehbren audy e Ehefdiliefungen
poifden TJuben unb {teatdangeBdvigen jidijden
Mifdlingen, die nur vinen volljiidijden Grofeltern

Sunern g fteflen.

teil Haben,
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§3

(1) Staatdangehidvige jiibifde Mifdlinge mit jroci
volljiibijdien Grofeltern bebdiixfen gur Chejdliefung
mit Staat3angehirigen deut{dien oder artverwanbten
Bluted ober mit ftaatlangehdrigen jidifdyen Mifdy.
fingen, bic nuy cinen volfjibijdm Groficltevateil
haben, ber Genehmigung bed Reididminifters bed
Sunern und be3 Stellvevtreterd bed Fiifrerd ober bex
von ibnen beftimmten Stelle.

(2) Vei bev Entldyeibung find indbefonbdere ju be-
viidjidytigen bic tovpevfidien, feelijhen und daratter-
fiden Gigenjdaften &8 Antvagfieflexd, die Tauer
ter Mnfdffigheir jeincy Familie in Deutjdyland, feine
ober feined Barers Teilnalhme am TWeltfricq und
feine fonftige Familienaefdidyte.

(3) ©er Untvag onf Genehmigung ift bei der
hisheren Bevivaltungsibehiorde ju ftellen, in deven Be-
sivt dev Antragfteller feinen Wohnfik oder gewslhn.
lidyen Aufentbhalr Hat.

(4) Ta8 Berfahren vegelt dex Reidy@minifter ded
Annern im Einoernehinen mit den Stelloertveter
ted Fribrerd.

§4
@ine &he foll niht geidloffen werden groifden
ftaat2angehovigen jiadifden Mijdlingen, bie nur
cinen volljiidiidien Grofelternteil Haben.

£h

©je Ehehindberniffe wegen jibijden Bluteinfdlages
find buvdy § 1 be8 Gejelies und burd) §§2 6i3 4
ticfer Berorbnung evidiipfend geregelt.

§6
Gine Che foll ferner nidit gefdloffen roerden, wenn

ausd ihr eine Eie Reinerhaltung des deutidien Blutes
acfdhrdende Madbfemmenidiaft ju rowavten it

7

s

Bor ber Ehefdylicfung hat jeder Berlobte durd)
tad Ehetaugliditeitdougnis (§ 2 bed Ehegefundheits.
gejched vom 18. Oftoler 1935 — ReidiBgefegbl. I
&.1246) nadjpuircifen, baf fein Chehindernis im
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Sinne bed §6 dicfer Berorbnung vorliegt. Wird
bad Chetauglidyfeitazengnid verfagt, fo ift nur bie
Dienftauffidytsbejdiwerde zuldffig.

§8
(1) Die Nidtigleit einer entgeqen bem §1 bed
Gefetsed oder bem § 2 diefer BVevordnung gefdloffenen
€he tann nur im Wege der Nidhtigteitstlage geltend
gemadyt werben.

(2) Jir Chen, bie entgegen ben §§3, 4 unbd 6
gefdloffen worben find, treten bie Folgen be8 §1
und bed § 5 UBY. 1 bed Gefeled nidht ein.

§9

Befitt ciner der Verlobten eine frembe Staats:
angehorigteit, fo ift vor ciner Verfagung bes Auf-
gebote8 wegen eine$ bder im § 1 bed Gejeges vbev in
ben §§ 2 bi8 4 biefer Bevorbmmg genannten Ehe-
Binbernifie fovoie vor eincr Berfagung bed Ehetaug:
Lidteitszeugniffes in Fallen be8 § 6 bie Entfdyeiding
be8 RNeich3minifters b3 Jnnern eingulolen.

§ 10
@ine Ehe, bic vor eincr deutfdien Konfulaxbehirbe
geldylofien ift, gilt I8 im Fnlanbe gejdiloffen.

§ 1

Aufievehelidher BVexfefir im Sinne ded §2 bed
Gefehes ift nur der Gefdledytdvertehr. Strajbar
nad) § 5 AB{. 2 ded Befetied ift aud) dex auferelelidye
Berfehr  goifden Tuben und  faatBangehdrigen
fiibifdien Mifdylingen, die muv einen volljidijden
Grofelternteil Haben. )

§12

(1) Cin Sausalt ift jidifdy (§3 bes Gefepes),
e cin jibifder Mann Hausbaltngsvorftand ift
oder der Handgemeinjdyaft angehiset.

2) Jm Haoushalt befdaftigt ift, wer im Nahmen
rine8 Arbeitdoerhltniffed in bie Haudgemeinfdaft
aufgenommen ift, ober wer mit alltdgliden Haus
falt8arbeiten ober andeven alltdglidhen, mit tem
Haudhalt in  Bevbinbung  flehenden  Utbeiten
befddftigt ift.
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{8) Weiblide Staatsangehdrige beutfdyen ober
attoerwandten Blutes, die beim Eriaf bed Gefeiyed
in einem jidifden Hausbalt befdaftigt waren,
fdnnen in biefein Saushalt in ihrem bidherigen
Yrbeitdoerhalinis  bleiben, wenn fie bis qum
31, Degember 1935 bod 35, Lebendjohr vollendet
Haben.

(4) Frembe Staatdangehdvige, bie weber ifen
MWohnfiy nod) ibren bauernden Wufenthalt im
Snfande haben, fallen nidit unter diefe Bor[drift.

§13
Wer dan Verbot bed8 §3 bes Befebes in Bere
binbung mit § 12 biefer Berorbnung guivibevhandelt,
ift nach § 5 U5[. 3 bed Gefepes ftrafbar; audy rwenn
et nidt Jube ift.

§14
fir Berbreden gegen §5 AL 1 unb 2 bed
@efepyed ift im exften RedyiBjuge bie grofe Stral
faminer juftdndig.

§15
Soroeit die Bor|dyiften de8 Gefehied und feiner
Ausfiihrungdverovbnungen fidh auf beutfde Staata
angelbrige begiehen, find fie aud) auf Staatenlofe
angurvenben, die ifren Wohnfiy ober gewdhnliden
Aufenthalt im Inlanbe haben. Staatenlofe, bie
ibren Wolhnfip oder gewdhnliden Aufenthalt im
Auslanbe haben, follen nur dann unter biefe Vor-
fdriften, wenn fie friber dle beut{die -Staats.

angefbrigteit befeffen Haben.

§ 16

(1) Der Fiahrer und Meidhstamyler tann Ber
freiungen von ben Bor{driften bes Befehes und bex
Ausfihrungsoerorbnungen evteilen.

(2) Die Strafoerfolgung eined fremben Staats.
angehérigen bebarf ber Quftimmung ber Reidys.
minifter ber Juftiy und bes Ynnern.

§ 17

Die Bevordnung tritt an dem auf die Berkiinbung
folgenben Tage fn Ruaft.  Den Seitpuntt bes
Jofrafttvetend ded § 7 befiinunt dev Reididminifter
pe8 nnern; big gu diefrin Qeitpunft ift ein
Chetanglidyfeit8zeugnis nur in Quocifel3fillen vor.
julegen.

Berlin, ben 14. Rovember 1935.

Der Fiihrer und NReidystamyler
ubolf Hitler

Der Reidydminifter dbes Janern
gria

Der Stellvertveter bed Falhrevs
R. Heh

ofne Befdyiitsbereidy

Der Reldydminifler ber Jufiy
Dr. @dctner

Das Neidsgefenblatt erfdyeinet i lﬂﬂ gtfonbam Leilet — Teil [ und Teil N —,

fid) fir Teil | = 1,75 R4, fiir Tl =210 0.4,

Besug nur durd) die

!m;clbcm kb« (andv jeber aluuu) ‘anma nur mn Reidysveringsamt, Berlin NW 40, Sharnhorffrafe Mr. 4
D2 .

(¢ Berlin 96200), &
Preis fiir den adbtfeitigen m!e lww, and abgelaujenten Jabrgdngen 10Ky,

mrm nad) bm Umfaug batdmt.

DBet grofieren Defletimaen 10 bis 60 v. S, Preisemisigung.

Reidysminifierium ded Inmerm. — Sedrudt i der Reichsbruderei, Beslin.
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Ecrlio de' 2z, uire 1938,
Gehodim]
Betr,: Dicnstentlassung von Juden,

An
des Oberkoumando des Heeres,
das Oberkomuando der Kriegemarine,
den Reichsminister der Luftfahrt und
Oterbefehlsheber dor Lultwaffe,

Qffiziers, Unteroftiziere, z.le.:msch_n!ton. Beamte, Angee
stellt. und Arbeitcr des chemal imen dsterrvichischen Bundese
Leerevs und seincr Heeresbetriebe, die Jgggn sind, sind sofort
aus dem Diuvnst zu entlessen.

Ubor ctwaize Versorgung folgt besondere Regelung.

Jude ist, wer von mirdestens drci der Rasse nach volljtie
dischen Gro8cltern abstammt., Als Volljudce gilt e¢in GroBelterne
tell ohie weiteres, wenn cr der jildischen Religionsgeselle
schaft anschdrt hat.

’ Als Jude ziit auBerdem dor von 2 volljlidischen Grodeltexn
eYatammende JUdiasche Mischling,

£) der am 16.5vptember 1935 der jildischen Religionsgesclle
echaft angclisrt hat oder denach in sic aufgenommen wird,

b) der um 16.S:ptcmber 1935 mit cinem Juden verheiratet war
oder sich danach mit cinem Juden verheiretct,

Dur Chef des Oburkommandos der Vehrmaohte
zuz. Ksitel

Cburkommando dus Hucrce Berlin, den /’ April 1938,
el 38 PA 2 (Ib

Adbschrifse,
Vorstchinde Vorfigung wird bekannt gegeben.
) JoAe

_ @ w’Z'Lz‘ ’ Yerseilors
Bundesarchiv-Militararchiv RH53-7/627
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Reidysgefessblatt

1938 I Audgegeben ju. Berlin, den 18. NRovember 1938 l Ne. 192

Grlaf des Fiibrers und Reidyskanslers
iiber die @ntsiehung des Redyts 3um Iragen einer Uniform.
Bom 16. November 1938.

Juben (§ 5 der Grflen Bevorbnung jum Reidyabirgergejes vom 14. Rovember 1935 (Reidhs-
gefegbl. 1 &. 1333), bie bex alten ober ber nenen Wehrmadyt, der Ofterveidhijdy-Ungarijchen Wehrmadt
ober bem Ofterteidyiffien Bunbesfeer angehdrt und b3 Redt jum Tragen einer Uniform echaften
Baben, wirb biefed Redyt Giermit entjogen.

Berlin, ben 16. November 1938.
Der Fithrer und Reidyslanyler
NAdo(f Sitler

Dec €hef bed Dbertommanbos ber Wehrmady
RKeitel .
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Gcheime Stantspolijei

i w ben 2 pezember 1938.
Fernfycedier: 2028 / 2000

oM. 9354 II D. j 5 (AREhb] "
Dei Ridfrogen wnbebingt angeben. ; 2B € i
aft!  Eill sohe

Schg.

An
das Bezirksamt
Hammelbur g

Betreff: Aktion gegen Juden.
Anlagen: 1 Verzeichnis.

Gem#B Anordnung des Ministerpridsidenten und General -
Peldmarschalls Gsring sind alle Juden, die im Zuge der Vergels=
tungsektion festgenommen worden sind, soweit sie Frontkédmpfer -
nicht Kriegsteilnehmer - waren, zus der Haft zu entlassen.

Ich ersuche um beschleunigte Mitteilung, wer von den
in der beiliegenden Liste aufgefiinrten Personen nachweislich
Prontkimpfer und im Besitze des Ehrenkreuzes fiir Frontkimpfer
ist.

Bundesarchiv Kobleni, Sammlung Schumacher 2401|
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